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& = vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes in Hohe von bis zu 250.000,00 € oder Ord-
& nungshaft bis zu vier Wochen, die Videoliberwachung mittels der Videokamerasysteme
- (Anzahl:'3) im Bereich des/ ' )

: ] ‘ " zu unterlas-
sen, soweit diese iiber einen 1 Meter breiten Streifen entlang der Schaufen
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Tatbes‘tand‘,

Der Klager begehrt von der Beklagten die voIIstandlge Beseltlgung, hilfsweise die Besohrankung

eines im AuBenbereloh ihres Kaufhauses mstalllerten Vldeouberwachungssystems

Dle ‘I”Beklagte betrelbt auf dem in 1hrem Elgentum stehenden Grundstuck

. Berlin eln stadtbekanntes Kaufhaus das . ' . Der Gebaudekomplex
grenzt in dstlicher Rlohtung an die Dordtheenstrale und i In westlicher Richtung an die Mittelstrale.

Dle der. FrledrlohstrafBe zugewandte Gebaudefront ist nahezu bis an den Fahrbahnrand vorgezo-.

gen und bildet dort eine passagenar’[lge Uberdachung in Form eines Arkadenganges aus. Dle Fla-

“che des Arkadenganges die ebenfalls im Elgentum der Beklagten steht, ist durch Wldmung zZur

Benutzung durch dle Oﬁ‘entllohkelt bestimmt. Der gesamte Gebaudekomplex wird von aullen mit .
funf Videokameras tiberwacht. Der Bere:ch der Arkaden in der Frlednchstra&e w1rd durch eine .

- zentral_ lnstalllerte Dome— und zwei konventlonelle Vldeokameras der Berelch der l\/llttel und Doro—

ihrer technlsohen Ausstattung 360 Grad Rundumaufnahmen da sie uber einen elekirisch ansteu— '
erbaren dreh-, schwenk- und klppbaren Filmkopf verfugen Die drel. Videokameras in dem Arka-- |
denbereioh der- FrledrlohstrafBe erfassen die gesamte Innenflache der. Arkaden Die belden Dome- '
Kameras. 1n der Mittel- und Dorotheenstraf&e hat die Beklagte 1m Verlauf des Rechtsstreits S0 ein- .
' gerlohtet dass die jewellige GebaudeauBenwand und ein ca. ein Meter breiter Stre:fen des Geh—
' weges ab derjeweillgen Gebaudeauf&enkante als Fllmaussohmtt erfasst wird. Die Vldeoaufzeloh— .'

4 nungen l&sst die Beklagte nach Ablauf von sieben Tagen I8schen. Der Klager ist aufgrund seiner .

berufhchen Tatlgkelt als freier Journallst hauﬂg im Bezwk Mitte zu FuR unterwegs wobei er tags-

l uber pro Jahr 70 bis 80 mal und abends funf bis sechs mal im Monat das Gebaude der Beklagten
pasmert ‘

- Der Klager behauptet, dass ihn die Kamerauberwachung, zu der auRerdem eine sog. Punk’Mdeo--

kamera hinter dem Rolltor der Emfahrt Dorotheenstrae gehére, daran hindere, den &ffentlichen

Raum unbefangen und fre: von Uberwachunasdruok Zu nutzen: Er meint, die Uberwaohung verlet-

ze ihn in unzulassiger Welse in seinem Recht auf 1nformatlonelle Selbstbestimmung. Eine Vldeo-

uberwachung des oﬁentllohen StrafBenraums sel sohleohthm UnZU|aSSIg und ‘aus naher dargeleg-.

theenstraBe jeweils durch eine Dome-Kamera Uberwacht. Dome- Kameras ermogllohen aufgrund . .

sei ihm nicht zuzumuten, auf die jeweils andere StraRenseite zu wechseln, um daduroh der Video-

» uberwachung zu entgehen Aufgrund der zunehmenden Ubervvaohungsdlchte durch Vdeokame—
" ras im Bezirk Mitte mUsse er sich ansonsten im Zi ckzack bewegen und dabei erhebliche Umwege E
. und Zeitverluste in Kauf nehmen Er meint, die Hmwexssohllder der Beklagten wiirden - sowelt vor-
, handen nicht den Vorgaben des§6b Abs. 2 BDSG gentigen.'
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Nach Rucknahme seines Vollstreckungsschutzantrages beantragt der Klager nunmehr,

1. die Beklagte bei Vermeidung eines. Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 € ersatzweise

Ordnungshaft bis 2u vier Wochen 2u verur’[ellen die Uberwachung mlttels der Vldeo-

'kamerasysteme im Durchgang Fnednchstraf&e 90 10117 Berlin (Anzahl 3) sowie in der o

DorotheenstraBe (Anzahl: eine Anlage) und in der MittelstraRe (Anzahl: eine Anlage), zu

unterlassen;

2. die Beklagte zu verurteilen, die Uber dem offentlichen Gehweg befindlichen Videokame-
rasysteme im Durchgang FriedrichstraRe 90, 10117 Berlin (Anzahl: 3) sowie die tber
- den offentlichen Gehwegen Dorotheenstralle und MittelstraRe (Anzahl: je eine soge-

nannte Dome-Kamera) befindlichen Vldeokamerasysteme zu beseitigen (durch Ricks -
bau), hilfsweise,

a) die Beklagte zu veruﬁeileh die an ihrem Gebaude im Afkadendurchgang Friedrich-
straf&e 90, 10117 Berlin angebrachten Videokameras (Anzahl 3) sowie die von der
'uber den Gehwegen der angrenzenden Dorotheenstraie sowie der Mlttelstral&e an-
gebrachten Kameras (Anzahl je eine sogenannte Dome-Kamera) so elnzurlchten
dass eine Uberwachung der SICh auf den offentlichen Gehwegen bewegenden Per-

sonen nicht vorgenommen werden kann.

b) die Beklagte zu verurteilen, auf den tatsachlichen Umfang der vorgenommenen

Uberwachung durch Beschllderung deutllch sichtbar hinzuweisen.

3. ,,zuéé_tzlich“ hinsichtlich des Hilfsantrages zu Ziffer 2. festzustellén, dass sich der
Rechtsstreit durch die Verringerung des Blickwinkels der Dome-Kamera auf einen etwa:
einen Meter breiten Streifen in der MittelstraRe und durch die Verringerung des Blick-,
winkels der Dome-Kamera in der Dorotheenstrale allein auf den FuRgangerweg teilwei-

se erledigt hat;

4. die Beklégte zu verurteilen, das hin_tér' dem Rolltor der Einfahi‘t Dorotheenstra3e befind-
liche Videosystem (eine sogenannte Punktkamera) zu beseitigen (durch Ruckbau).

Dig Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.
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D|e Beklagte halt sowohl die urspriingliche als auch die aktuelle Form der Vldeouberwachung far

fzv
-

zuIaSS|g, weil sie beispielsweise. zur Vorbeugung gegen Ladendlebstahl Uberfalle auf Kunden B

Handtaschendiebstahl, Graffiti-Schmierereien und Beschadigung der Schaufensterscheiben durch

Zerkratzen diene. D|e Vorgaben des Berliner Datenschutzbeauftragten selen mit Ausnahme der

V|deouberwachung im Bereich des Arkadenganges die sie nach W|e vor aus naher dargeleg’ren o

Grinden fur zul&ssig erachte, erfllt.

Wegen der weiteren Einzelheifen des Sach- und Streitstandes wird auf die Schriftsatze der Partei-
en nebst Anlagen Bezug genommen. Des weiteren wird auf die Schreiben dee Berliner Daten-
schuizbeauftragten vom 19. August 2003 nebst Anlage sowie vom 05. September 2003 Bezug
genommen (Bl. 231 - 235 d. A.). '

Entscheidungsgriinde

Die Klage ist zuiéssig und teilweise ,be'grE]ndet.

- Die sachliche Zustandigkeit des Amfsgerichts Mitte steht aufgrund der bindenden Wirkung des |
Verwelsungsbeschlusses des Landgerichts Berlin fest (§ 281 Abs. 2 Satz 4 ZPO). Eine etwaige
'nachtragllche objektive Klagenhaufung bzw. Klageerweiterung sowie die Klageerwelterung des

Schriftsatzes des Klagers vom 10. September 2003 (BI 193; Bl. 241 d.:A.) sind als zulassig zu

behandeln we|I sich die Beklagte darauf rligelos elngelassen hat (§ 267 ZPO). Entsprechendes :

gilt far die Anordnung des schriftlichen Verfahrens gemaRk § 495 a ZPO durch Beschluss vom 2.

‘Oktober 2003 Die infolge der Klageerweiterungen fehlenden Voraussetzungen des § 495 a ZPO
"haben die Partelen in ihren nachfolgenden Schriftsatzen nicht gertgt (§ 295 Abs. 1 ZPO; ng auch

Zéller/Greger, ZPO-Komm., 24. Aufl. § 295 Rn. 8).

“Gegen die Prozessfiihrungsbefugnis des Klagers bestehen keine Bedenken Er macht nicht in

unzuIaSS|ger Weise Rechte der AIIgemelnhelt bzw. des Berlmer Datenschutzbeauftragten geltend.
Vielmehr behauptet der Klager, durch Art und Umfang der beanstandeten Vldeouberwachung in

seinem Grundrecht auf mformatlonelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs 1in Verblndung mit Arti-

kel 1 Abs. 1 GG) und damit in seinem allgemeinen Persénlichkeitsrecht gemalk § 823 Abs. 1 BGB

verletzt zu sein, wenn und soweit ihn sein Weg durch den uberwachten Bereich fiihrt. Das Vor-

bringen des Klagers l&sst es als moglich erschienen, dass er insoweit |n selnen subjektiven Rech-
. i
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ten verletzt ist. Dies gentigt fur die Annahme der Prozessfuhrungsbefugnis als Zulassigkeitsvor-

-aussetzung fir die Klage.

1%

1. Der Klager kann von der Beklagten verlangen dass sie dle Vldeouberwachung im Kernberelch

des Arkadenganges in der Friedrichstrale unterlasst. Der Unterlassungsanspruch ergibt sich
aus dem Gesmhtspunkt einer Schutzgesetzverletzung gemaR den §§ 823 Abs. 2, 1004 Abs. 1
(analog) BGB in Verblndung mit § 6 b Bundesdatenschutzgesetz. Nach § 6 b Abs. 1 BDSG |st

- die Beobachtung oﬁentlllch zugénglicher R&ume mit optisch-elektronischen Einrichtungen

(Videolberwachung) nur zuldssig, soweit sie zur‘Wahrnehmung des Hausrechts'ode'r zur

Wahrnehmung berechtigter Interessen fiir konkret festgelegte Zwecke erforderllch ist und kelne

Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwurdlge Interessen der Betroffenen ubervwegen Dlese

Vorschrift ist als Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB zu verstehen. Schutzgesetz ist

jede Norm, die gerade (auch) dazu dienen soll, den Einzelnen oder einzelne Personenkreise -

gegen die Verletzung elnes ihrer Rechtsgiter zu schitzen. Dass sie daneben (auch) andere

Ziele, z. B. den Schutz der Allgemeinheit verfolgt, schadet nicht (Palandt/Sprau, BGB-

fallt.

Im Kernbereich des Arkadendurchganges FrledrlchstraBe ist die Vldeouberwachung rechtswid-
rig, weil schutzwurdlge Interessen des Klagers ubervwegen Anders als der Kl&ger meint, ist der
Anwendungsberelch des § 6 b Abs. 1 BDSG eroffnet. Der Arkadengang ist ein offentlich zu-
génglicher Raum im Sinne dieser Vorschrlft Darunter sind umbaute Flachen zu verstehen d|e
ihrem Zweck nach dazu bestimmt smd von einer unbestlmmten Zahl oder nur nach allgemelnen
Merkmalen bestlmmten Personen betreten und genutzt zu werden. MaBgebhch far den Begriff
des Raumes in § 6 b BDSG ist, dass der Betroﬁene nur uber begrenzte Mogllchkelten verflgt,
der’ Vldeouberwachung auszuwelchen Unter diesem Gesmhtspunkt kénnen Raume auch au-
- Berhalb von Gebé&uden liegen, wenn sie nur umgrenzt sind. Daher fallen auch &ffentliche Stra-
Ren, Wege und Ladenpassagen unter die gesetzllche Regelung (vgl. Bizer in: Simitis, BDSG-

Kommentar, 5. Auflage, § 6 b Rdnr 41 Gola/Schomerus BDSG Kommentar 7 Auﬂage §6 b
:.Rdnr 9) '

Die Vldeouberwachung der Beklagten ist zur Wahrnehmung ihres Hausrechts sowie zur Wahr-
nehmung berechtigter lnteressen far konkret festgelegte Zwecke im Sinne des § 6 b Abs. 1 Nr.
2 und 3 BDSG erforderlich. Unstreitig steht der Arkadengang im Eigentum der Beklagten. Sie

. o )
verflgt insoweit tiber das Hausrecht in diesem Bereich. Ferner hat die Beklagte berechtigte In-
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Kommentar, 62. Auflage, § 823 Rdnr. 56, 57). Diese Voraussetzungen sind mit § 6 b BDSG er-
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ters bei dieser Sachlage erleichtert wird.
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teressen substanziiert dargeiegt, die sie mit der Videotiberwachung wahrnimmt. Dies sind ne-
ben der préventiven Verhinderung und Verfolgung von Straftaten, wie beispielsweise Laden-
-diebstahl, Taschendiebétahl,_Raub[]berfélle auf Kunden, Graffiti-Schmierereien, Beschadigung

der Schaufensterscheiben durch Zerkratzen etc., auch die Sicherung zivilre-chtlichér Schadener-

satzanspruche gegen die Tater some die eﬁektlve Wahrnehmung der elgenen Verkehrssmhe-

rungspﬂlchten Die ausfuhrllche Auﬂlstung der Beklagten im Schrn‘tsatz vom 28 Oktober 2002"‘

(Bl. 64 ff. d. A)) erschelnt dem Gerlcht insoweit im Wesentlichen plausibel und nachvollZiehbar.

Substanziierte Elnwendungen vermag der Klager dagegen nicht zu erheben (§ 138 Abs. 2 in.
Verblndung mit Abs. 3 ZPO) Die nach § 6 b Abs. 1 Nr. 3 BDSG erforderliche Festlegung der.

Uberwachungszwecke ist spatestens durch den Schrlftsatz der Beklagten vom 28. Oktober
2002 nachgeholt Dies erschelnt dem erkennenden Gericht jedenfalls im Rahmen der zivilrecht-

llchen Prufung eines Unterlassungsanspruches ausreichend. Die Vldeouberwachung ist zur Er-

. reichung der genannten Zwecke im Sinne des § 6 b Abs. 1 BDSG ,erforderlich”. Es ist keln Zu-

mutbares milderes Mittel erkennbar, mit dem die Beklagte die verfolgten Zwecke ebenso wirk-

sam erreichen kann. Insbesondere ist der verstarkte Einsatz von Wachpersonal kein solches

‘Mittel, da \aufgrun’d der Grolle des Gebdudekomplexes eine Vielzahl von Wachleuten; die auch

. in Nachtschichten arbeiten miissten, notig ware, um dieselbe Eﬁektivitét der Uberwachung zu

gewahrlelsten Eine 24-stindige Rundumuberwachung des Gebaudekomplexes durch Wach-

‘personal ist der Beklagten schon aus Kostengrunden nicht zumutbar Gerade im Hinblick auf d|e

Strafverfolgung und dle Geltendmachung von zivilrechtlichen Schadenersatzanspruchen ist
zweifelhaft, ob die Aussage eines Wachmannes als' Augenzeuge genauso effektiv |st wie eine
Vldeoaufzelchnung Zu beruckswh’ugen ist namlich, dass sich eine Kamera in ihrer Wahrneh-

mung im Gegensatz zum menschlichen Auge nicht irren kann und eine ldent|f|2|erung des Té-

7

Die nach § 6 b Abs. 1 BDSG gebotene G[]terabwégung kann nur unter WU.rdigung aller Um-
stande des Einzelfalles und durch Beriicksichtigung aller rechtlich, insbesondere auch verfas-

sungsrechtlich geschutzten Positionen der Béteiligten duréhgef[]hrt werden (so schon vor Ein-

fihrung des § 6 b BDSG: BGH, NJW 1995, Seite'1955 1957). Vorliegend streitet fur den Klager

sein Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artlkel 2 Abs. 1in Verbindung mit Artikel
1 Abs. 1 GG), wahrend die Beklagte sich auf ihr Elgentumsrecht bzw inr Recht am eingerichte-

ten und ausgelbten Gewerbebetrleb aus den Artlkeln 12-und 14 GG berufen kann Das verfas- N

sungsmamge Recht auf informationelle Selbstbestimmung verbirgt das Recht des Elnzelnen
sich insbesondere in der Offentllchkelt frei und ungezwungen bewegen zu diirfen, ohne beftirch-
ten zu missen, ungewoll’tium Gegenstand einer Videoiiberwachung gemacht zu werden. Die
betroffenen Grundrechte sind im Rahmen einer praktischen Konkordanz in einen gerechten

. o .
Ausgleich zu bringen. Im Hinblick auf den Kernbereich des Arkadendurchgangs der Friedrich-
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strafle fallt diese Abwégung zu Gunsten des Klagers aus. Ob die schutzwiirdigen Interessen

des Betroffenen bei einer Videoliberwachung im sffentlich zuganglichen Raum dberwiegen, ist

situations- und kontextbezogen zu untersuchen (Bizer in: Simitis, a. a. O., § 6 b Rdnr. 60). Be- ’

ricksichtigt werden muss dabei, ob der tiberwachte DUrchgangsraum rasch durchmessen wer-

|st regelma&g in oﬁentllchen Raumen hoch in denen SICh Menschen typlscherwelse lAnger 7

aufhalten und/oder miteinander kommunizieren (Bizer in: Slmlts, a. a. O., § 6'b Rdnr. 60). Der
Arkadengang in der FriedrichstraRe dient einerseits als Durchgangspassage, andererseits wer-
den Passanten durch die Schaufensteranlage und im AuRenbereich des Eingangs aufgestellte

Verkaufsstande zum Stehenbleiben und Verweilen angeregt. Abhangig von der konkreten Si-

kation kommen. Dies ist deshalb naheliegend, weil die Beklagte unbestritten gelegentlich Ver-

kaufsstande in den Arkaden aufbaut oder Musiker engagiert. Von erheblich belastendem Ge-
wicht ist eine Vldeouberwachung daruber hinaus, wenn sie ununterbrochen einen Raum unter
Kontrolle halt und die Betroﬁenen nicht ausweichen kénnen (vgl. dazu LG Braunschwelg, NJW
1998, 2457, 2458: Bizer |n._S|m|t|s, a-a. 0., § 6 b Rdnr. 64). Die Videoliberwachung der Beklag-

' den kann oder spontan zur sozialen Kommunlkatlon benutzt W|rd Denn dle Schutzbedurfﬂgkeﬂ

- tuation kann es dabei zu einer langeren Aufenthaltsdauer und zur Entfaltung sozialer Kommuni- -

ten findet unstreitig ohne Untevrbrechung statt und die Betroffenen kén'nen' sich nur durch einen -

Wechsel der StralRenseite der Uberwachung entziehen, da der aulerst schmale Gehwégstrei-
fen, der vor den Arkaden liegt, durch Verkehrsschilder versperrt wird. Aufgrund der immer star-

ker zunehmenden Uberwachungsdichte. in Berlin ist es dem Kléager auch nicht zumutbar, die

StraRenseite zu wechseln, da dies anderenfalls - wie der Klager zutreffend formuliert - zu einem . |

‘Zlckzacklauf filhren warde. Die Berucksmhhgung der Tatsache, dass die Arkaden im Elgentum

der Beklagten stehen die Beklagte somit nicht nur einen oﬁentllchen Weg sondern zugleich ihr
E|gentum filmt, rechtfertigt kein anderes Abwégungsergebnis. Denn es darf nicht vernachlaSS|gt
werden dass das Elgentum mit einer Wldmung belastet ist, die das Grundstuck im Bereich der
Arkaden fur die Oﬁentllchkelt zuganglich macht. Die den Eigentuimer privilegierende Rechtspo-
sition, mit seinem Eigentum zu tun und zu lassen wie ihm beliebt (§ 903 BGB), ist im Falle einer

Wldmung stark eingeschrankt. Das hier vertretene Abwéagungsergebnis steht im Gbrigen im

Einklang mlt der rechtlichen Einschétzung des Berliner Datenschutzbeauﬁragten W|e sie in

dessen Schreiben vom 11. August 2003 zum Ausdruck kommt (BI. 232f d. A)

Einé zeitliche Beschrénkuhg des Unterlassungsanspruchs_auf die Dauer der faktis@hen Anv've; B

senheit des Klé&gers im videotiberwachten Bereich der Arkaden kommt nicht in Betracht. Die
Beklagte tragt selbst vor, dass es sich bei der Videoanlage in diesem Bereich nicht um soge-
nannte ,thinking cameras“ d h. solche, die einzelne Personen technlsch erkennen und darauf

entsprechend durch Ausblenden réagieren kénnen, handelt.
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Demgegeniiber kann der Klager nicht verlangen, dass die Beklagte die Videoi]berwachung im

Bereich der Dorotheen- und MittelstraRe sowie in den Randbereichen des Arkadenganges in

der FriedrichstralRe unterldsst. Denn das Recht des Kiagers auf informationelle Selbstbestim-

mung ist insoweit nur unerheblich beeintrachtigt. Der Bildausschnitt der Kameras in der Doro-

diglich ein Meter breiten Streifen, Ag‘emessen ab der Hauswand. Der Klager behauptet. selbst
nicht, diesen Randberelch des Gehweges zu nutzen, so dass die grundrechtllche Relevanz als

.gering zu bewerten ist. Schutzwirdige Interessen werden regelmaRig nicht beruhrt wenn die

~ aufgenommenen Bilder keinen Identifizierung der Personen zulassen (Gola/Schomerus, a. a.

O., § 6 b Rdnr. 19). Es ist davon auszugehen, dass der Klager (und andere Passanten) unter
normalen Umstanden an dem Geb#ude der Beklagten im Bereich der Dorotheen- und Mittel-
stral3e in einem Abstand vorbeilauft, der eine Identifizierung nicht ermc'jglicht‘ Im Einzelfall mag
die Kamera einen Arm, eme Tasche oder eine Schulter einfangen, unwahrschemllch ist es je-
doch, dass das Gesmht des Klagers auf den Aufzeichnungen zu sehen ist. Der Beklagten hin-

gegen ermoghcht eine derarhge Kameraelnstellung Besché&digungen an der Hauswand festzu-

_ stellen und den Tatvorgang aufzuzeichnen. Die Beobachtungsbefugms des Hausrechtsmhabers

und: Grundstuckselgentumers endet zwar grundsétzlich an der Grundstucksgrenze (vgl. BGH
NJW 1995, Seite 1954 1955) Im Elnzelfall muss die BeobachtungsbefugnlsJedoch im gerlngen
Umfang Uber die Grundstucksgrenze hinausgehen durfen und einen Toleranzberelch mitumfas-

sen, wenn dles einer effektiven Uberwachung zum Schutz des Eigentums dient. Insofern tuber-

theen- und Mittelstralle erfasst - wie im Laufe des Verfahrens unstreitig geworden ist - einen le-

zeugt der Vortrag des Beklagten: Es ware nicht nachvollziehbar, wenn zwar dpe Miene des Stif-

tes gefilmt werden darf, die Gber die Hauswand gleitet, jedqch nicht die Person, die den Stift halt
oder auch diejenige Person, die den Deckel einer Steigleitung entwendet. Der von der Beklag-
ten eingestellte Toleranzbereich des Fllmausschmttes von einem Meter ab der Hauswand be-

wegt sich dabei in einem vertretbaren Bere|ch Dies wird auch von dem Berliner- Datenschutz-
beauﬁragten nicht (mehr) beanstandet

Dle vorstehenden Uberlegungen gelten entsprechend fur die Randbereiche des Arkadengan-

ges. Da der Klager nicht vortragt, sich zumindest gelegentllch die Schaufensterauslagen des

Kaufhauses anzusehen und dabei an die Schaufenster naher heranzutreten braucht hier nicht

erortert zu werden, ob unter diesem mdglichen Gesichtspunkt ausnahmsweise ein anderes Ab-

wagungsergebnis angezeigt ist.

' Die beantragte Ordnungsmittelandrohung hat ihre Grundlage in den §§ 890‘Abs. 2,891 ZPO.

c) Ein weitergehender Unterlassungsan‘sprudh des Klé&gers lé§st sich nicht auf den Aspekt der
Verletzung des allgemeinen Personlichkeitsrechts (§ 823 Abs. 1 BGB in Verbindung mit §
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1004 BGB analog) stltzen, da es auch insoweit auf eine Abwagung der beiderseitigen Inter- .
essen nach § 6 b BDSG ankommt. Eine Verletzung des § 31 b des Berliner Datenschutzge-
setzes als Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB scheldet aus, weil sich dlese Vor-
schrift lediglich an ,6ffentliche” Stellen richtet, zu denen dle Beklagte nicht zahlt. Weiterge-

" hende Unterlassungsanspruche nach den §§ 22 ff Kunsturhebergesetz ‘kommen ersichtlich
‘ mcht Betracht

d) Soweit der Klager beanstandet dass dle Beklagte ihre Pﬂlcht zur unverziglichen Datenls-
schung im Sinne des § 6 b Abs. 5 BDSG sowie ihre Verpflichtung zur Vorabkontrolle nach § 4=
d Abs. 5 Bundesdatenschutzgesetz verletzt, lasst sich daraus kein Unterlassungsanspruch '
nach den §§ 823, 1004 BGB (analog) ableiten. Die Vorschrift des § 4 d Abs. 5 BDSG ist weder
ein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB noch ist erkennbar, |nW|ewe|t durch einen
Verstoﬁ gegen diese Vorschrift das allgemeine Personhchkeﬁsrecht des Klagers verletzt sein
soll. Auf elne frihzeitigere Loschung der Vldeodaten gemal § 6 b Abs. 5 BDSG sind die vor-

liegenden Klageantrége nicht gerichtet (§ 308 Abs. 1 ZPO). Auch die Vorschrn‘t des §7 BDSG' ‘
ist kein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB.

2. Eine vollsténdige Beseitigung (Ruckbau) der streltgegenstandllchen Videoanlagen kann der
Klager nicht verlangen. Dabei kann dahlngestellt bleiben, ob der Antrag dés Klagers auf die
Herstellung des fritheren Zustandes und damit auf Schadenersatz im Sinne der §§ 823, 249
BGB abzielt oder es dem Beklagten um die Abstellung der Beeintréchtiguhg durch die techni-
sche Anlage im Sinne des § 1004 Abs 1 BGB geht (vgl. dazu Palandt/Bassenge a. a. 0,8

) 1004 Rdnr. 28). Da die Beklagte, wie unter 1. a) und b) ausgefuhrt berechtlgt ist, dle Randbe-

reiche des Gebaudekomplexes einschlieRlich eines geringen Teils des offentllchen Raumes
durch Videokameras zu uberwachen scheidet ein Beseltlgungsanspruch aus. Dles gilt auch fur
die drei Videokameras im Bereich des Arkadenganges in der FriedrichstraRe, sowelt diese in
rechtsmdnger Weise den Kernbereich erfassen Wle am Beispiel der Dome-Kameras in der
Mittel- und Dorotheenstralle unter Beweis gestellt, ist es mogllch den Kamerausschmtt S0 zu'

wahlen bzw. durch Abdeckung so einzurichten, dass bestimmte Bildausschnitte nlcht mehr
sichtbar smd

3. SchlieBlrich haben die Hilféan’_trége des Klagers keinen Erfolg.
a) Soweit der Klager urspriinglich beantragt hat, die Videokameras so einzurichten, dass eine
Uberwachung der sich auf den offentlichen Gehwegen bewegenden Personen nicht vorge-
nommen werden kann, ist hierftir eine materiell-réchtliche Anspruchsgrundlage nicht er5|cht-

lich. Mit Hilfe des Unterlassungsanspruches aus § 1004 BGB (analog) kann der Klager der
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Bekiagten nicht vorschreiben, welche Mainahmen sie zur Erftillung des Unterlassungsgebo-
teszu treffen hat. Erst recht ergeben Schaderi'ers—atzanSprUche aus den §§ 823, 249 BGB

keine solche Befugnis. Bei dieser Sachlage kommt auch eine Tellhauptsachenerledxgung
" nicht in Betracht.

) SOWGIt der Klager m1t seinem welteren Hllfsantrag dle Beklagte zwmgen w1ll Hmwelsschllder
im Sinne des § 6 b Abs. 2 BDSG anzubrmgen, fehlt es bereits an dem erforderlichen Rechts-
schutzbeddrfnis. Der Klager bedarf eines solchen Hihweisschil-de‘s'm'cht mehr, weil er von deh

tatsachlichen Umstanden positiv Kenhtnis hat.

4. Die.Klageerweiterung hat keinen . Erfolg. Ein Anspruch -auf Beseitig'ung (Rackbau) der

(angeblichen) Punktvideokamera im Bereich der Einfahrt hinter dem Rolltor in der Dorotheen-
straf&e besteht aus den zu oben 2. dargestellten Griinden mcht Daruber hinaus hat der Klager
weder substanznert dargetan noch unter ausreichenden Beweis gestellt dass sich in dlesem

, Beréich uberhaupt eine Punktkamera befmdet

~ Nach alledem war wie aus der Urteilsformel ersichtlich zu entscheiden.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO. Die Entscheidung zur vorl;éuﬁgen Vollstreck-

_barkeit ergibt sich aus den §§ 708 Nr. 11 (zweite Alternative), 711 ZPO.-

Die Berufung war gemaR § 511 Abs. 4 ZPO vorsorglich zuzulaésen Weil der vorliegende Rechts-
streit grundsatzllche Bedeutung hat und darlber hinaus eine Entscheldung des Berufungsgencht;
zur Fortblldung des Rechts erforderlich erscheint.
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. AmtsgerichtMitte -

; “Im Namen des Volkes
g‘ Geschaftsnummer: 16 C 427/02 © Verkiindet am : 18. Dezember 2003
O "i . . -t v . . N . . N . ) .
o : _ : o N
"N S o S S o o o ' - - Justizangestelite
g = Indem Rechtsstreit - O T S S
. © - : ' ‘ '
o
©
-8
8 . Prozessbevollméchtigter;y’ B
@ . :
c 4
el 7
©
£
[
g ] e
j= R . o , o Beklagte, -
g Prozessbevollméachtigte:;,~ - : oL L e C o
- g -hat das Amtsgericht Mitte, Abteilung 16, im schriftlichen Verfahren gemag § 495 a ZPO mit Schrift-
£ satfzfrist bis zu ' durche ... . . © T 77 7 flir Recht erkannt:
%——— T - oo . : o L LT
@ 1. Die Beklagte wird verurteilt, bei Vermeidung eines fiir jeden Fall der Zuwiderhandlung -
& = vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes in Hohe von bis zu 250.000,00 € oder Ord-
& nungshaft bis zu vier Wochen, die Videoliberwachung mittels der Videokamerasysteme
- (Anzahl:'3) im Bereich des/ ' )

: ] ‘ " zu unterlas-
sen, soweit diese iiber einen 1 Meter breiten Streifen entlang der Schaufen

wie einen 1 Meter breiten Streifen links und rechts de
~darUber befindlichen Luftraums hinausgeht.

r Arkadensiulen einschlieBlich des -
Die weitergehende Klage wird abgewiesen.

N
\

-Die-durch-die:Anrufung des:Land
tragen. Die Gibrigen Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander aufgeloben.
. Das Urteil ist vorldufig vollstreckbar. ,

Die Parteien kdnnen die Vollstreckung durch Sicherheits]
aufgrund des Urteils zu vollstreckenden Betra
dere Partei vor der Vollstreckung Sicherheit i
kenden Betrages leistet. '

W

C eistung in Hohe von 110 % des -
ges abwenden, wenn nicht die jeweils an-
n Hdhe von 110 % des jeweils zu vollstrek-

P

. Die Berufuna wird zuaelassean
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Tatbes‘tand‘,

Der Klager begehrt von der Beklagten die voIIstandlge Beseltlgung, hilfsweise die Besohrankung

eines im AuBenbereloh ihres Kaufhauses mstalllerten Vldeouberwachungssystems

Dle ‘I”Beklagte betrelbt auf dem in 1hrem Elgentum stehenden Grundstuck

. Berlin eln stadtbekanntes Kaufhaus das . ' . Der Gebaudekomplex
grenzt in dstlicher Rlohtung an die Dordtheenstrale und i In westlicher Richtung an die Mittelstrale.

Dle der. FrledrlohstrafBe zugewandte Gebaudefront ist nahezu bis an den Fahrbahnrand vorgezo-.

gen und bildet dort eine passagenar’[lge Uberdachung in Form eines Arkadenganges aus. Dle Fla-

“che des Arkadenganges die ebenfalls im Elgentum der Beklagten steht, ist durch Wldmung zZur

Benutzung durch dle Oﬁ‘entllohkelt bestimmt. Der gesamte Gebaudekomplex wird von aullen mit .
funf Videokameras tiberwacht. Der Bere:ch der Arkaden in der Frlednchstra&e w1rd durch eine .

- zentral_ lnstalllerte Dome— und zwei konventlonelle Vldeokameras der Berelch der l\/llttel und Doro—

ihrer technlsohen Ausstattung 360 Grad Rundumaufnahmen da sie uber einen elekirisch ansteu— '
erbaren dreh-, schwenk- und klppbaren Filmkopf verfugen Die drel. Videokameras in dem Arka-- |
denbereioh der- FrledrlohstrafBe erfassen die gesamte Innenflache der. Arkaden Die belden Dome- '
Kameras. 1n der Mittel- und Dorotheenstraf&e hat die Beklagte 1m Verlauf des Rechtsstreits S0 ein- .
' gerlohtet dass die jewellige GebaudeauBenwand und ein ca. ein Meter breiter Stre:fen des Geh—
' weges ab derjeweillgen Gebaudeauf&enkante als Fllmaussohmtt erfasst wird. Die Vldeoaufzeloh— .'

4 nungen l&sst die Beklagte nach Ablauf von sieben Tagen I8schen. Der Klager ist aufgrund seiner .

berufhchen Tatlgkelt als freier Journallst hauﬂg im Bezwk Mitte zu FuR unterwegs wobei er tags-

l uber pro Jahr 70 bis 80 mal und abends funf bis sechs mal im Monat das Gebaude der Beklagten
pasmert ‘

- Der Klager behauptet, dass ihn die Kamerauberwachung, zu der auRerdem eine sog. Punk’Mdeo--

kamera hinter dem Rolltor der Emfahrt Dorotheenstrae gehére, daran hindere, den &ffentlichen

Raum unbefangen und fre: von Uberwachunasdruok Zu nutzen: Er meint, die Uberwaohung verlet-

ze ihn in unzulassiger Welse in seinem Recht auf 1nformatlonelle Selbstbestimmung. Eine Vldeo-

uberwachung des oﬁentllohen StrafBenraums sel sohleohthm UnZU|aSSIg und ‘aus naher dargeleg-.

theenstraBe jeweils durch eine Dome-Kamera Uberwacht. Dome- Kameras ermogllohen aufgrund . .

sei ihm nicht zuzumuten, auf die jeweils andere StraRenseite zu wechseln, um daduroh der Video-

» uberwachung zu entgehen Aufgrund der zunehmenden Ubervvaohungsdlchte durch Vdeokame—
" ras im Bezirk Mitte mUsse er sich ansonsten im Zi ckzack bewegen und dabei erhebliche Umwege E
. und Zeitverluste in Kauf nehmen Er meint, die Hmwexssohllder der Beklagten wiirden - sowelt vor-
, handen nicht den Vorgaben des§6b Abs. 2 BDSG gentigen.'
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Nach Rucknahme seines Vollstreckungsschutzantrages beantragt der Klager nunmehr,

1. die Beklagte bei Vermeidung eines. Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 € ersatzweise

Ordnungshaft bis 2u vier Wochen 2u verur’[ellen die Uberwachung mlttels der Vldeo-

'kamerasysteme im Durchgang Fnednchstraf&e 90 10117 Berlin (Anzahl 3) sowie in der o

DorotheenstraBe (Anzahl: eine Anlage) und in der MittelstraRe (Anzahl: eine Anlage), zu

unterlassen;

2. die Beklagte zu verurteilen, die Uber dem offentlichen Gehweg befindlichen Videokame-
rasysteme im Durchgang FriedrichstraRe 90, 10117 Berlin (Anzahl: 3) sowie die tber
- den offentlichen Gehwegen Dorotheenstralle und MittelstraRe (Anzahl: je eine soge-

nannte Dome-Kamera) befindlichen Vldeokamerasysteme zu beseitigen (durch Ricks -
bau), hilfsweise,

a) die Beklagte zu veruﬁeileh die an ihrem Gebaude im Afkadendurchgang Friedrich-
straf&e 90, 10117 Berlin angebrachten Videokameras (Anzahl 3) sowie die von der
'uber den Gehwegen der angrenzenden Dorotheenstraie sowie der Mlttelstral&e an-
gebrachten Kameras (Anzahl je eine sogenannte Dome-Kamera) so elnzurlchten
dass eine Uberwachung der SICh auf den offentlichen Gehwegen bewegenden Per-

sonen nicht vorgenommen werden kann.

b) die Beklagte zu verurteilen, auf den tatsachlichen Umfang der vorgenommenen

Uberwachung durch Beschllderung deutllch sichtbar hinzuweisen.

3. ,,zuéé_tzlich“ hinsichtlich des Hilfsantrages zu Ziffer 2. festzustellén, dass sich der
Rechtsstreit durch die Verringerung des Blickwinkels der Dome-Kamera auf einen etwa:
einen Meter breiten Streifen in der MittelstraRe und durch die Verringerung des Blick-,
winkels der Dome-Kamera in der Dorotheenstrale allein auf den FuRgangerweg teilwei-

se erledigt hat;

4. die Beklégte zu verurteilen, das hin_tér' dem Rolltor der Einfahi‘t Dorotheenstra3e befind-
liche Videosystem (eine sogenannte Punktkamera) zu beseitigen (durch Ruckbau).

Dig Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuer Rechtsi‘ri'formatik und Informationsreeht (DOwnIoaa am: 20.05.2024)

Internet-Zeitschrift fiir Rechtsinformatik und Inﬁarmationsrecht - http://www.jurpc.de

D|e Beklagte halt sowohl die urspriingliche als auch die aktuelle Form der Vldeouberwachung far

fzv
-

zuIaSS|g, weil sie beispielsweise. zur Vorbeugung gegen Ladendlebstahl Uberfalle auf Kunden B

Handtaschendiebstahl, Graffiti-Schmierereien und Beschadigung der Schaufensterscheiben durch

Zerkratzen diene. D|e Vorgaben des Berliner Datenschutzbeauftragten selen mit Ausnahme der

V|deouberwachung im Bereich des Arkadenganges die sie nach W|e vor aus naher dargeleg’ren o

Grinden fur zul&ssig erachte, erfllt.

Wegen der weiteren Einzelheifen des Sach- und Streitstandes wird auf die Schriftsatze der Partei-
en nebst Anlagen Bezug genommen. Des weiteren wird auf die Schreiben dee Berliner Daten-
schuizbeauftragten vom 19. August 2003 nebst Anlage sowie vom 05. September 2003 Bezug
genommen (Bl. 231 - 235 d. A.). '

Entscheidungsgriinde

Die Klage ist zuiéssig und teilweise ,be'grE]ndet.

- Die sachliche Zustandigkeit des Amfsgerichts Mitte steht aufgrund der bindenden Wirkung des |
Verwelsungsbeschlusses des Landgerichts Berlin fest (§ 281 Abs. 2 Satz 4 ZPO). Eine etwaige
'nachtragllche objektive Klagenhaufung bzw. Klageerweiterung sowie die Klageerwelterung des

Schriftsatzes des Klagers vom 10. September 2003 (BI 193; Bl. 241 d.:A.) sind als zulassig zu

behandeln we|I sich die Beklagte darauf rligelos elngelassen hat (§ 267 ZPO). Entsprechendes :

gilt far die Anordnung des schriftlichen Verfahrens gemaRk § 495 a ZPO durch Beschluss vom 2.

‘Oktober 2003 Die infolge der Klageerweiterungen fehlenden Voraussetzungen des § 495 a ZPO
"haben die Partelen in ihren nachfolgenden Schriftsatzen nicht gertgt (§ 295 Abs. 1 ZPO; ng auch

Zéller/Greger, ZPO-Komm., 24. Aufl. § 295 Rn. 8).

“Gegen die Prozessfiihrungsbefugnis des Klagers bestehen keine Bedenken Er macht nicht in

unzuIaSS|ger Weise Rechte der AIIgemelnhelt bzw. des Berlmer Datenschutzbeauftragten geltend.
Vielmehr behauptet der Klager, durch Art und Umfang der beanstandeten Vldeouberwachung in

seinem Grundrecht auf mformatlonelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs 1in Verblndung mit Arti-

kel 1 Abs. 1 GG) und damit in seinem allgemeinen Persénlichkeitsrecht gemalk § 823 Abs. 1 BGB

verletzt zu sein, wenn und soweit ihn sein Weg durch den uberwachten Bereich fiihrt. Das Vor-

bringen des Klagers l&sst es als moglich erschienen, dass er insoweit |n selnen subjektiven Rech-
. i
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ten verletzt ist. Dies gentigt fur die Annahme der Prozessfuhrungsbefugnis als Zulassigkeitsvor-

-aussetzung fir die Klage.

1%

1. Der Klager kann von der Beklagten verlangen dass sie dle Vldeouberwachung im Kernberelch

des Arkadenganges in der Friedrichstrale unterlasst. Der Unterlassungsanspruch ergibt sich
aus dem Gesmhtspunkt einer Schutzgesetzverletzung gemaR den §§ 823 Abs. 2, 1004 Abs. 1
(analog) BGB in Verblndung mit § 6 b Bundesdatenschutzgesetz. Nach § 6 b Abs. 1 BDSG |st

- die Beobachtung oﬁentlllch zugénglicher R&ume mit optisch-elektronischen Einrichtungen

(Videolberwachung) nur zuldssig, soweit sie zur‘Wahrnehmung des Hausrechts'ode'r zur

Wahrnehmung berechtigter Interessen fiir konkret festgelegte Zwecke erforderllch ist und kelne

Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwurdlge Interessen der Betroffenen ubervwegen Dlese

Vorschrift ist als Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB zu verstehen. Schutzgesetz ist

jede Norm, die gerade (auch) dazu dienen soll, den Einzelnen oder einzelne Personenkreise -

gegen die Verletzung elnes ihrer Rechtsgiter zu schitzen. Dass sie daneben (auch) andere

Ziele, z. B. den Schutz der Allgemeinheit verfolgt, schadet nicht (Palandt/Sprau, BGB-

fallt.

Im Kernbereich des Arkadendurchganges FrledrlchstraBe ist die Vldeouberwachung rechtswid-
rig, weil schutzwurdlge Interessen des Klagers ubervwegen Anders als der Kl&ger meint, ist der
Anwendungsberelch des § 6 b Abs. 1 BDSG eroffnet. Der Arkadengang ist ein offentlich zu-
génglicher Raum im Sinne dieser Vorschrlft Darunter sind umbaute Flachen zu verstehen d|e
ihrem Zweck nach dazu bestimmt smd von einer unbestlmmten Zahl oder nur nach allgemelnen
Merkmalen bestlmmten Personen betreten und genutzt zu werden. MaBgebhch far den Begriff
des Raumes in § 6 b BDSG ist, dass der Betroﬁene nur uber begrenzte Mogllchkelten verflgt,
der’ Vldeouberwachung auszuwelchen Unter diesem Gesmhtspunkt kénnen Raume auch au-
- Berhalb von Gebé&uden liegen, wenn sie nur umgrenzt sind. Daher fallen auch &ffentliche Stra-
Ren, Wege und Ladenpassagen unter die gesetzllche Regelung (vgl. Bizer in: Simitis, BDSG-

Kommentar, 5. Auflage, § 6 b Rdnr 41 Gola/Schomerus BDSG Kommentar 7 Auﬂage §6 b
:.Rdnr 9) '

Die Vldeouberwachung der Beklagten ist zur Wahrnehmung ihres Hausrechts sowie zur Wahr-
nehmung berechtigter lnteressen far konkret festgelegte Zwecke im Sinne des § 6 b Abs. 1 Nr.
2 und 3 BDSG erforderlich. Unstreitig steht der Arkadengang im Eigentum der Beklagten. Sie

. o )
verflgt insoweit tiber das Hausrecht in diesem Bereich. Ferner hat die Beklagte berechtigte In-
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teressen substanziiert dargeiegt, die sie mit der Videotiberwachung wahrnimmt. Dies sind ne-
ben der préventiven Verhinderung und Verfolgung von Straftaten, wie beispielsweise Laden-
-diebstahl, Taschendiebétahl,_Raub[]berfélle auf Kunden, Graffiti-Schmierereien, Beschadigung

der Schaufensterscheiben durch Zerkratzen etc., auch die Sicherung zivilre-chtlichér Schadener-

satzanspruche gegen die Tater some die eﬁektlve Wahrnehmung der elgenen Verkehrssmhe-

rungspﬂlchten Die ausfuhrllche Auﬂlstung der Beklagten im Schrn‘tsatz vom 28 Oktober 2002"‘

(Bl. 64 ff. d. A)) erschelnt dem Gerlcht insoweit im Wesentlichen plausibel und nachvollZiehbar.

Substanziierte Elnwendungen vermag der Klager dagegen nicht zu erheben (§ 138 Abs. 2 in.
Verblndung mit Abs. 3 ZPO) Die nach § 6 b Abs. 1 Nr. 3 BDSG erforderliche Festlegung der.

Uberwachungszwecke ist spatestens durch den Schrlftsatz der Beklagten vom 28. Oktober
2002 nachgeholt Dies erschelnt dem erkennenden Gericht jedenfalls im Rahmen der zivilrecht-

llchen Prufung eines Unterlassungsanspruches ausreichend. Die Vldeouberwachung ist zur Er-

. reichung der genannten Zwecke im Sinne des § 6 b Abs. 1 BDSG ,erforderlich”. Es ist keln Zu-

mutbares milderes Mittel erkennbar, mit dem die Beklagte die verfolgten Zwecke ebenso wirk-

sam erreichen kann. Insbesondere ist der verstarkte Einsatz von Wachpersonal kein solches

‘Mittel, da \aufgrun’d der Grolle des Gebdudekomplexes eine Vielzahl von Wachleuten; die auch

. in Nachtschichten arbeiten miissten, notig ware, um dieselbe Eﬁektivitét der Uberwachung zu

gewahrlelsten Eine 24-stindige Rundumuberwachung des Gebaudekomplexes durch Wach-

‘personal ist der Beklagten schon aus Kostengrunden nicht zumutbar Gerade im Hinblick auf d|e

Strafverfolgung und dle Geltendmachung von zivilrechtlichen Schadenersatzanspruchen ist
zweifelhaft, ob die Aussage eines Wachmannes als' Augenzeuge genauso effektiv |st wie eine
Vldeoaufzelchnung Zu beruckswh’ugen ist namlich, dass sich eine Kamera in ihrer Wahrneh-

mung im Gegensatz zum menschlichen Auge nicht irren kann und eine ldent|f|2|erung des Té-

7

Die nach § 6 b Abs. 1 BDSG gebotene G[]terabwégung kann nur unter WU.rdigung aller Um-
stande des Einzelfalles und durch Beriicksichtigung aller rechtlich, insbesondere auch verfas-

sungsrechtlich geschutzten Positionen der Béteiligten duréhgef[]hrt werden (so schon vor Ein-

fihrung des § 6 b BDSG: BGH, NJW 1995, Seite'1955 1957). Vorliegend streitet fur den Klager

sein Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artlkel 2 Abs. 1in Verbindung mit Artikel
1 Abs. 1 GG), wahrend die Beklagte sich auf ihr Elgentumsrecht bzw inr Recht am eingerichte-

ten und ausgelbten Gewerbebetrleb aus den Artlkeln 12-und 14 GG berufen kann Das verfas- N

sungsmamge Recht auf informationelle Selbstbestimmung verbirgt das Recht des Elnzelnen
sich insbesondere in der Offentllchkelt frei und ungezwungen bewegen zu diirfen, ohne beftirch-
ten zu missen, ungewoll’tium Gegenstand einer Videoiiberwachung gemacht zu werden. Die
betroffenen Grundrechte sind im Rahmen einer praktischen Konkordanz in einen gerechten

. o .
Ausgleich zu bringen. Im Hinblick auf den Kernbereich des Arkadendurchgangs der Friedrich-
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strafle fallt diese Abwégung zu Gunsten des Klagers aus. Ob die schutzwiirdigen Interessen

des Betroffenen bei einer Videoliberwachung im sffentlich zuganglichen Raum dberwiegen, ist

situations- und kontextbezogen zu untersuchen (Bizer in: Simitis, a. a. O., § 6 b Rdnr. 60). Be- ’

ricksichtigt werden muss dabei, ob der tiberwachte DUrchgangsraum rasch durchmessen wer-

|st regelma&g in oﬁentllchen Raumen hoch in denen SICh Menschen typlscherwelse lAnger 7

aufhalten und/oder miteinander kommunizieren (Bizer in: Slmlts, a. a. O., § 6'b Rdnr. 60). Der
Arkadengang in der FriedrichstraRe dient einerseits als Durchgangspassage, andererseits wer-
den Passanten durch die Schaufensteranlage und im AuRenbereich des Eingangs aufgestellte

Verkaufsstande zum Stehenbleiben und Verweilen angeregt. Abhangig von der konkreten Si-

kation kommen. Dies ist deshalb naheliegend, weil die Beklagte unbestritten gelegentlich Ver-

kaufsstande in den Arkaden aufbaut oder Musiker engagiert. Von erheblich belastendem Ge-
wicht ist eine Vldeouberwachung daruber hinaus, wenn sie ununterbrochen einen Raum unter
Kontrolle halt und die Betroﬁenen nicht ausweichen kénnen (vgl. dazu LG Braunschwelg, NJW
1998, 2457, 2458: Bizer |n._S|m|t|s, a-a. 0., § 6 b Rdnr. 64). Die Videoliberwachung der Beklag-

' den kann oder spontan zur sozialen Kommunlkatlon benutzt W|rd Denn dle Schutzbedurfﬂgkeﬂ

- tuation kann es dabei zu einer langeren Aufenthaltsdauer und zur Entfaltung sozialer Kommuni- -

ten findet unstreitig ohne Untevrbrechung statt und die Betroffenen kén'nen' sich nur durch einen -

Wechsel der StralRenseite der Uberwachung entziehen, da der aulerst schmale Gehwégstrei-
fen, der vor den Arkaden liegt, durch Verkehrsschilder versperrt wird. Aufgrund der immer star-

ker zunehmenden Uberwachungsdichte. in Berlin ist es dem Kléager auch nicht zumutbar, die

StraRenseite zu wechseln, da dies anderenfalls - wie der Klager zutreffend formuliert - zu einem . |

‘Zlckzacklauf filhren warde. Die Berucksmhhgung der Tatsache, dass die Arkaden im Elgentum

der Beklagten stehen die Beklagte somit nicht nur einen oﬁentllchen Weg sondern zugleich ihr
E|gentum filmt, rechtfertigt kein anderes Abwégungsergebnis. Denn es darf nicht vernachlaSS|gt
werden dass das Elgentum mit einer Wldmung belastet ist, die das Grundstuck im Bereich der
Arkaden fur die Oﬁentllchkelt zuganglich macht. Die den Eigentuimer privilegierende Rechtspo-
sition, mit seinem Eigentum zu tun und zu lassen wie ihm beliebt (§ 903 BGB), ist im Falle einer

Wldmung stark eingeschrankt. Das hier vertretene Abwéagungsergebnis steht im Gbrigen im

Einklang mlt der rechtlichen Einschétzung des Berliner Datenschutzbeauﬁragten W|e sie in

dessen Schreiben vom 11. August 2003 zum Ausdruck kommt (BI. 232f d. A)

Einé zeitliche Beschrénkuhg des Unterlassungsanspruchs_auf die Dauer der faktis@hen Anv've; B

senheit des Klé&gers im videotiberwachten Bereich der Arkaden kommt nicht in Betracht. Die
Beklagte tragt selbst vor, dass es sich bei der Videoanlage in diesem Bereich nicht um soge-
nannte ,thinking cameras“ d h. solche, die einzelne Personen technlsch erkennen und darauf

entsprechend durch Ausblenden réagieren kénnen, handelt.
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Demgegeniiber kann der Klager nicht verlangen, dass die Beklagte die Videoi]berwachung im

Bereich der Dorotheen- und MittelstraRe sowie in den Randbereichen des Arkadenganges in

der FriedrichstralRe unterldsst. Denn das Recht des Kiagers auf informationelle Selbstbestim-

mung ist insoweit nur unerheblich beeintrachtigt. Der Bildausschnitt der Kameras in der Doro-

diglich ein Meter breiten Streifen, Ag‘emessen ab der Hauswand. Der Klager behauptet. selbst
nicht, diesen Randberelch des Gehweges zu nutzen, so dass die grundrechtllche Relevanz als

.gering zu bewerten ist. Schutzwirdige Interessen werden regelmaRig nicht beruhrt wenn die

~ aufgenommenen Bilder keinen Identifizierung der Personen zulassen (Gola/Schomerus, a. a.

O., § 6 b Rdnr. 19). Es ist davon auszugehen, dass der Klager (und andere Passanten) unter
normalen Umstanden an dem Geb#ude der Beklagten im Bereich der Dorotheen- und Mittel-
stral3e in einem Abstand vorbeilauft, der eine Identifizierung nicht ermc'jglicht‘ Im Einzelfall mag
die Kamera einen Arm, eme Tasche oder eine Schulter einfangen, unwahrschemllch ist es je-
doch, dass das Gesmht des Klagers auf den Aufzeichnungen zu sehen ist. Der Beklagten hin-

gegen ermoghcht eine derarhge Kameraelnstellung Besché&digungen an der Hauswand festzu-

_ stellen und den Tatvorgang aufzuzeichnen. Die Beobachtungsbefugms des Hausrechtsmhabers

und: Grundstuckselgentumers endet zwar grundsétzlich an der Grundstucksgrenze (vgl. BGH
NJW 1995, Seite 1954 1955) Im Elnzelfall muss die BeobachtungsbefugnlsJedoch im gerlngen
Umfang Uber die Grundstucksgrenze hinausgehen durfen und einen Toleranzberelch mitumfas-

sen, wenn dles einer effektiven Uberwachung zum Schutz des Eigentums dient. Insofern tuber-

theen- und Mittelstralle erfasst - wie im Laufe des Verfahrens unstreitig geworden ist - einen le-

zeugt der Vortrag des Beklagten: Es ware nicht nachvollziehbar, wenn zwar dpe Miene des Stif-

tes gefilmt werden darf, die Gber die Hauswand gleitet, jedqch nicht die Person, die den Stift halt
oder auch diejenige Person, die den Deckel einer Steigleitung entwendet. Der von der Beklag-
ten eingestellte Toleranzbereich des Fllmausschmttes von einem Meter ab der Hauswand be-

wegt sich dabei in einem vertretbaren Bere|ch Dies wird auch von dem Berliner- Datenschutz-
beauﬁragten nicht (mehr) beanstandet

Dle vorstehenden Uberlegungen gelten entsprechend fur die Randbereiche des Arkadengan-

ges. Da der Klager nicht vortragt, sich zumindest gelegentllch die Schaufensterauslagen des

Kaufhauses anzusehen und dabei an die Schaufenster naher heranzutreten braucht hier nicht

erortert zu werden, ob unter diesem mdglichen Gesichtspunkt ausnahmsweise ein anderes Ab-

wagungsergebnis angezeigt ist.

' Die beantragte Ordnungsmittelandrohung hat ihre Grundlage in den §§ 890‘Abs. 2,891 ZPO.

c) Ein weitergehender Unterlassungsan‘sprudh des Klé&gers lé§st sich nicht auf den Aspekt der
Verletzung des allgemeinen Personlichkeitsrechts (§ 823 Abs. 1 BGB in Verbindung mit §
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1004 BGB analog) stltzen, da es auch insoweit auf eine Abwagung der beiderseitigen Inter- .
essen nach § 6 b BDSG ankommt. Eine Verletzung des § 31 b des Berliner Datenschutzge-
setzes als Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB scheldet aus, weil sich dlese Vor-
schrift lediglich an ,6ffentliche” Stellen richtet, zu denen dle Beklagte nicht zahlt. Weiterge-

" hende Unterlassungsanspruche nach den §§ 22 ff Kunsturhebergesetz ‘kommen ersichtlich
‘ mcht Betracht

d) Soweit der Klager beanstandet dass dle Beklagte ihre Pﬂlcht zur unverziglichen Datenls-
schung im Sinne des § 6 b Abs. 5 BDSG sowie ihre Verpflichtung zur Vorabkontrolle nach § 4=
d Abs. 5 Bundesdatenschutzgesetz verletzt, lasst sich daraus kein Unterlassungsanspruch '
nach den §§ 823, 1004 BGB (analog) ableiten. Die Vorschrift des § 4 d Abs. 5 BDSG ist weder
ein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB noch ist erkennbar, |nW|ewe|t durch einen
Verstoﬁ gegen diese Vorschrift das allgemeine Personhchkeﬁsrecht des Klagers verletzt sein
soll. Auf elne frihzeitigere Loschung der Vldeodaten gemal § 6 b Abs. 5 BDSG sind die vor-

liegenden Klageantrége nicht gerichtet (§ 308 Abs. 1 ZPO). Auch die Vorschrn‘t des §7 BDSG' ‘
ist kein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB.

2. Eine vollsténdige Beseitigung (Ruckbau) der streltgegenstandllchen Videoanlagen kann der
Klager nicht verlangen. Dabei kann dahlngestellt bleiben, ob der Antrag dés Klagers auf die
Herstellung des fritheren Zustandes und damit auf Schadenersatz im Sinne der §§ 823, 249
BGB abzielt oder es dem Beklagten um die Abstellung der Beeintréchtiguhg durch die techni-
sche Anlage im Sinne des § 1004 Abs 1 BGB geht (vgl. dazu Palandt/Bassenge a. a. 0,8

) 1004 Rdnr. 28). Da die Beklagte, wie unter 1. a) und b) ausgefuhrt berechtlgt ist, dle Randbe-

reiche des Gebaudekomplexes einschlieRlich eines geringen Teils des offentllchen Raumes
durch Videokameras zu uberwachen scheidet ein Beseltlgungsanspruch aus. Dles gilt auch fur
die drei Videokameras im Bereich des Arkadenganges in der FriedrichstraRe, sowelt diese in
rechtsmdnger Weise den Kernbereich erfassen Wle am Beispiel der Dome-Kameras in der
Mittel- und Dorotheenstralle unter Beweis gestellt, ist es mogllch den Kamerausschmtt S0 zu'

wahlen bzw. durch Abdeckung so einzurichten, dass bestimmte Bildausschnitte nlcht mehr
sichtbar smd

3. SchlieBlrich haben die Hilféan’_trége des Klagers keinen Erfolg.
a) Soweit der Klager urspriinglich beantragt hat, die Videokameras so einzurichten, dass eine
Uberwachung der sich auf den offentlichen Gehwegen bewegenden Personen nicht vorge-
nommen werden kann, ist hierftir eine materiell-réchtliche Anspruchsgrundlage nicht er5|cht-

lich. Mit Hilfe des Unterlassungsanspruches aus § 1004 BGB (analog) kann der Klager der
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Bekiagten nicht vorschreiben, welche Mainahmen sie zur Erftillung des Unterlassungsgebo-
teszu treffen hat. Erst recht ergeben Schaderi'ers—atzanSprUche aus den §§ 823, 249 BGB

keine solche Befugnis. Bei dieser Sachlage kommt auch eine Tellhauptsachenerledxgung
" nicht in Betracht.

) SOWGIt der Klager m1t seinem welteren Hllfsantrag dle Beklagte zwmgen w1ll Hmwelsschllder
im Sinne des § 6 b Abs. 2 BDSG anzubrmgen, fehlt es bereits an dem erforderlichen Rechts-
schutzbeddrfnis. Der Klager bedarf eines solchen Hihweisschil-de‘s'm'cht mehr, weil er von deh

tatsachlichen Umstanden positiv Kenhtnis hat.

4. Die.Klageerweiterung hat keinen . Erfolg. Ein Anspruch -auf Beseitig'ung (Rackbau) der

(angeblichen) Punktvideokamera im Bereich der Einfahrt hinter dem Rolltor in der Dorotheen-
straf&e besteht aus den zu oben 2. dargestellten Griinden mcht Daruber hinaus hat der Klager
weder substanznert dargetan noch unter ausreichenden Beweis gestellt dass sich in dlesem

, Beréich uberhaupt eine Punktkamera befmdet

~ Nach alledem war wie aus der Urteilsformel ersichtlich zu entscheiden.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO. Die Entscheidung zur vorl;éuﬁgen Vollstreck-

_barkeit ergibt sich aus den §§ 708 Nr. 11 (zweite Alternative), 711 ZPO.-

Die Berufung war gemaR § 511 Abs. 4 ZPO vorsorglich zuzulaésen Weil der vorliegende Rechts-
streit grundsatzllche Bedeutung hat und darlber hinaus eine Entscheldung des Berufungsgencht;
zur Fortblldung des Rechts erforderlich erscheint.
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. AmtsgerichtMitte -

; “Im Namen des Volkes
g‘ Geschaftsnummer: 16 C 427/02 © Verkiindet am : 18. Dezember 2003
O "i . . -t v . . N . . N . ) .
o : _ : o N
"N S o S S o o o ' - - Justizangestelite
g = Indem Rechtsstreit - O T S S
. © - : ' ‘ '
o
©
-8
8 . Prozessbevollméchtigter;y’ B
@ . :
c 4
el 7
©
£
[
g ] e
j= R . o , o Beklagte, -
g Prozessbevollméachtigte:;,~ - : oL L e C o
- g -hat das Amtsgericht Mitte, Abteilung 16, im schriftlichen Verfahren gemag § 495 a ZPO mit Schrift-
£ satfzfrist bis zu ' durche ... . . © T 77 7 flir Recht erkannt:
%——— T - oo . : o L LT
@ 1. Die Beklagte wird verurteilt, bei Vermeidung eines fiir jeden Fall der Zuwiderhandlung -
& = vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes in Hohe von bis zu 250.000,00 € oder Ord-
& nungshaft bis zu vier Wochen, die Videoliberwachung mittels der Videokamerasysteme
- (Anzahl:'3) im Bereich des/ ' )

: ] ‘ " zu unterlas-
sen, soweit diese iiber einen 1 Meter breiten Streifen entlang der Schaufen

wie einen 1 Meter breiten Streifen links und rechts de
~darUber befindlichen Luftraums hinausgeht.

r Arkadensiulen einschlieBlich des -
Die weitergehende Klage wird abgewiesen.

N
\

-Die-durch-die:Anrufung des:Land
tragen. Die Gibrigen Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander aufgeloben.
. Das Urteil ist vorldufig vollstreckbar. ,

Die Parteien kdnnen die Vollstreckung durch Sicherheits]
aufgrund des Urteils zu vollstreckenden Betra
dere Partei vor der Vollstreckung Sicherheit i
kenden Betrages leistet. '

W

C eistung in Hohe von 110 % des -
ges abwenden, wenn nicht die jeweils an-
n Hdhe von 110 % des jeweils zu vollstrek-

P

. Die Berufuna wird zuaelassean
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Tatbes‘tand‘,

Der Klager begehrt von der Beklagten die voIIstandlge Beseltlgung, hilfsweise die Besohrankung

eines im AuBenbereloh ihres Kaufhauses mstalllerten Vldeouberwachungssystems

Dle ‘I”Beklagte betrelbt auf dem in 1hrem Elgentum stehenden Grundstuck

. Berlin eln stadtbekanntes Kaufhaus das . ' . Der Gebaudekomplex
grenzt in dstlicher Rlohtung an die Dordtheenstrale und i In westlicher Richtung an die Mittelstrale.

Dle der. FrledrlohstrafBe zugewandte Gebaudefront ist nahezu bis an den Fahrbahnrand vorgezo-.

gen und bildet dort eine passagenar’[lge Uberdachung in Form eines Arkadenganges aus. Dle Fla-

“che des Arkadenganges die ebenfalls im Elgentum der Beklagten steht, ist durch Wldmung zZur

Benutzung durch dle Oﬁ‘entllohkelt bestimmt. Der gesamte Gebaudekomplex wird von aullen mit .
funf Videokameras tiberwacht. Der Bere:ch der Arkaden in der Frlednchstra&e w1rd durch eine .

- zentral_ lnstalllerte Dome— und zwei konventlonelle Vldeokameras der Berelch der l\/llttel und Doro—

ihrer technlsohen Ausstattung 360 Grad Rundumaufnahmen da sie uber einen elekirisch ansteu— '
erbaren dreh-, schwenk- und klppbaren Filmkopf verfugen Die drel. Videokameras in dem Arka-- |
denbereioh der- FrledrlohstrafBe erfassen die gesamte Innenflache der. Arkaden Die belden Dome- '
Kameras. 1n der Mittel- und Dorotheenstraf&e hat die Beklagte 1m Verlauf des Rechtsstreits S0 ein- .
' gerlohtet dass die jewellige GebaudeauBenwand und ein ca. ein Meter breiter Stre:fen des Geh—
' weges ab derjeweillgen Gebaudeauf&enkante als Fllmaussohmtt erfasst wird. Die Vldeoaufzeloh— .'

4 nungen l&sst die Beklagte nach Ablauf von sieben Tagen I8schen. Der Klager ist aufgrund seiner .

berufhchen Tatlgkelt als freier Journallst hauﬂg im Bezwk Mitte zu FuR unterwegs wobei er tags-

l uber pro Jahr 70 bis 80 mal und abends funf bis sechs mal im Monat das Gebaude der Beklagten
pasmert ‘

- Der Klager behauptet, dass ihn die Kamerauberwachung, zu der auRerdem eine sog. Punk’Mdeo--

kamera hinter dem Rolltor der Emfahrt Dorotheenstrae gehére, daran hindere, den &ffentlichen

Raum unbefangen und fre: von Uberwachunasdruok Zu nutzen: Er meint, die Uberwaohung verlet-

ze ihn in unzulassiger Welse in seinem Recht auf 1nformatlonelle Selbstbestimmung. Eine Vldeo-

uberwachung des oﬁentllohen StrafBenraums sel sohleohthm UnZU|aSSIg und ‘aus naher dargeleg-.

theenstraBe jeweils durch eine Dome-Kamera Uberwacht. Dome- Kameras ermogllohen aufgrund . .

sei ihm nicht zuzumuten, auf die jeweils andere StraRenseite zu wechseln, um daduroh der Video-

» uberwachung zu entgehen Aufgrund der zunehmenden Ubervvaohungsdlchte durch Vdeokame—
" ras im Bezirk Mitte mUsse er sich ansonsten im Zi ckzack bewegen und dabei erhebliche Umwege E
. und Zeitverluste in Kauf nehmen Er meint, die Hmwexssohllder der Beklagten wiirden - sowelt vor-
, handen nicht den Vorgaben des§6b Abs. 2 BDSG gentigen.'
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Nach Rucknahme seines Vollstreckungsschutzantrages beantragt der Klager nunmehr,

1. die Beklagte bei Vermeidung eines. Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 € ersatzweise

Ordnungshaft bis 2u vier Wochen 2u verur’[ellen die Uberwachung mlttels der Vldeo-

'kamerasysteme im Durchgang Fnednchstraf&e 90 10117 Berlin (Anzahl 3) sowie in der o

DorotheenstraBe (Anzahl: eine Anlage) und in der MittelstraRe (Anzahl: eine Anlage), zu

unterlassen;

2. die Beklagte zu verurteilen, die Uber dem offentlichen Gehweg befindlichen Videokame-
rasysteme im Durchgang FriedrichstraRe 90, 10117 Berlin (Anzahl: 3) sowie die tber
- den offentlichen Gehwegen Dorotheenstralle und MittelstraRe (Anzahl: je eine soge-

nannte Dome-Kamera) befindlichen Vldeokamerasysteme zu beseitigen (durch Ricks -
bau), hilfsweise,

a) die Beklagte zu veruﬁeileh die an ihrem Gebaude im Afkadendurchgang Friedrich-
straf&e 90, 10117 Berlin angebrachten Videokameras (Anzahl 3) sowie die von der
'uber den Gehwegen der angrenzenden Dorotheenstraie sowie der Mlttelstral&e an-
gebrachten Kameras (Anzahl je eine sogenannte Dome-Kamera) so elnzurlchten
dass eine Uberwachung der SICh auf den offentlichen Gehwegen bewegenden Per-

sonen nicht vorgenommen werden kann.

b) die Beklagte zu verurteilen, auf den tatsachlichen Umfang der vorgenommenen

Uberwachung durch Beschllderung deutllch sichtbar hinzuweisen.

3. ,,zuéé_tzlich“ hinsichtlich des Hilfsantrages zu Ziffer 2. festzustellén, dass sich der
Rechtsstreit durch die Verringerung des Blickwinkels der Dome-Kamera auf einen etwa:
einen Meter breiten Streifen in der MittelstraRe und durch die Verringerung des Blick-,
winkels der Dome-Kamera in der Dorotheenstrale allein auf den FuRgangerweg teilwei-

se erledigt hat;

4. die Beklégte zu verurteilen, das hin_tér' dem Rolltor der Einfahi‘t Dorotheenstra3e befind-
liche Videosystem (eine sogenannte Punktkamera) zu beseitigen (durch Ruckbau).

Dig Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.
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D|e Beklagte halt sowohl die urspriingliche als auch die aktuelle Form der Vldeouberwachung far

fzv
-

zuIaSS|g, weil sie beispielsweise. zur Vorbeugung gegen Ladendlebstahl Uberfalle auf Kunden B

Handtaschendiebstahl, Graffiti-Schmierereien und Beschadigung der Schaufensterscheiben durch

Zerkratzen diene. D|e Vorgaben des Berliner Datenschutzbeauftragten selen mit Ausnahme der

V|deouberwachung im Bereich des Arkadenganges die sie nach W|e vor aus naher dargeleg’ren o

Grinden fur zul&ssig erachte, erfllt.

Wegen der weiteren Einzelheifen des Sach- und Streitstandes wird auf die Schriftsatze der Partei-
en nebst Anlagen Bezug genommen. Des weiteren wird auf die Schreiben dee Berliner Daten-
schuizbeauftragten vom 19. August 2003 nebst Anlage sowie vom 05. September 2003 Bezug
genommen (Bl. 231 - 235 d. A.). '

Entscheidungsgriinde

Die Klage ist zuiéssig und teilweise ,be'grE]ndet.

- Die sachliche Zustandigkeit des Amfsgerichts Mitte steht aufgrund der bindenden Wirkung des |
Verwelsungsbeschlusses des Landgerichts Berlin fest (§ 281 Abs. 2 Satz 4 ZPO). Eine etwaige
'nachtragllche objektive Klagenhaufung bzw. Klageerweiterung sowie die Klageerwelterung des

Schriftsatzes des Klagers vom 10. September 2003 (BI 193; Bl. 241 d.:A.) sind als zulassig zu

behandeln we|I sich die Beklagte darauf rligelos elngelassen hat (§ 267 ZPO). Entsprechendes :

gilt far die Anordnung des schriftlichen Verfahrens gemaRk § 495 a ZPO durch Beschluss vom 2.

‘Oktober 2003 Die infolge der Klageerweiterungen fehlenden Voraussetzungen des § 495 a ZPO
"haben die Partelen in ihren nachfolgenden Schriftsatzen nicht gertgt (§ 295 Abs. 1 ZPO; ng auch

Zéller/Greger, ZPO-Komm., 24. Aufl. § 295 Rn. 8).

“Gegen die Prozessfiihrungsbefugnis des Klagers bestehen keine Bedenken Er macht nicht in

unzuIaSS|ger Weise Rechte der AIIgemelnhelt bzw. des Berlmer Datenschutzbeauftragten geltend.
Vielmehr behauptet der Klager, durch Art und Umfang der beanstandeten Vldeouberwachung in

seinem Grundrecht auf mformatlonelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs 1in Verblndung mit Arti-

kel 1 Abs. 1 GG) und damit in seinem allgemeinen Persénlichkeitsrecht gemalk § 823 Abs. 1 BGB

verletzt zu sein, wenn und soweit ihn sein Weg durch den uberwachten Bereich fiihrt. Das Vor-

bringen des Klagers l&sst es als moglich erschienen, dass er insoweit |n selnen subjektiven Rech-
. i
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ten verletzt ist. Dies gentigt fur die Annahme der Prozessfuhrungsbefugnis als Zulassigkeitsvor-

-aussetzung fir die Klage.

1%

1. Der Klager kann von der Beklagten verlangen dass sie dle Vldeouberwachung im Kernberelch

des Arkadenganges in der Friedrichstrale unterlasst. Der Unterlassungsanspruch ergibt sich
aus dem Gesmhtspunkt einer Schutzgesetzverletzung gemaR den §§ 823 Abs. 2, 1004 Abs. 1
(analog) BGB in Verblndung mit § 6 b Bundesdatenschutzgesetz. Nach § 6 b Abs. 1 BDSG |st

- die Beobachtung oﬁentlllch zugénglicher R&ume mit optisch-elektronischen Einrichtungen

(Videolberwachung) nur zuldssig, soweit sie zur‘Wahrnehmung des Hausrechts'ode'r zur

Wahrnehmung berechtigter Interessen fiir konkret festgelegte Zwecke erforderllch ist und kelne

Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwurdlge Interessen der Betroffenen ubervwegen Dlese

Vorschrift ist als Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB zu verstehen. Schutzgesetz ist

jede Norm, die gerade (auch) dazu dienen soll, den Einzelnen oder einzelne Personenkreise -

gegen die Verletzung elnes ihrer Rechtsgiter zu schitzen. Dass sie daneben (auch) andere

Ziele, z. B. den Schutz der Allgemeinheit verfolgt, schadet nicht (Palandt/Sprau, BGB-

fallt.

Im Kernbereich des Arkadendurchganges FrledrlchstraBe ist die Vldeouberwachung rechtswid-
rig, weil schutzwurdlge Interessen des Klagers ubervwegen Anders als der Kl&ger meint, ist der
Anwendungsberelch des § 6 b Abs. 1 BDSG eroffnet. Der Arkadengang ist ein offentlich zu-
génglicher Raum im Sinne dieser Vorschrlft Darunter sind umbaute Flachen zu verstehen d|e
ihrem Zweck nach dazu bestimmt smd von einer unbestlmmten Zahl oder nur nach allgemelnen
Merkmalen bestlmmten Personen betreten und genutzt zu werden. MaBgebhch far den Begriff
des Raumes in § 6 b BDSG ist, dass der Betroﬁene nur uber begrenzte Mogllchkelten verflgt,
der’ Vldeouberwachung auszuwelchen Unter diesem Gesmhtspunkt kénnen Raume auch au-
- Berhalb von Gebé&uden liegen, wenn sie nur umgrenzt sind. Daher fallen auch &ffentliche Stra-
Ren, Wege und Ladenpassagen unter die gesetzllche Regelung (vgl. Bizer in: Simitis, BDSG-

Kommentar, 5. Auflage, § 6 b Rdnr 41 Gola/Schomerus BDSG Kommentar 7 Auﬂage §6 b
:.Rdnr 9) '

Die Vldeouberwachung der Beklagten ist zur Wahrnehmung ihres Hausrechts sowie zur Wahr-
nehmung berechtigter lnteressen far konkret festgelegte Zwecke im Sinne des § 6 b Abs. 1 Nr.
2 und 3 BDSG erforderlich. Unstreitig steht der Arkadengang im Eigentum der Beklagten. Sie

. o )
verflgt insoweit tiber das Hausrecht in diesem Bereich. Ferner hat die Beklagte berechtigte In-
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Kommentar, 62. Auflage, § 823 Rdnr. 56, 57). Diese Voraussetzungen sind mit § 6 b BDSG er-


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

http://wWw.jurpc.de - Internet-Zeitschrift fuef_Rechtsinormatik und Informationsrecht (Download am: 20.05.2024)
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teressen substanziiert dargeiegt, die sie mit der Videotiberwachung wahrnimmt. Dies sind ne-
ben der préventiven Verhinderung und Verfolgung von Straftaten, wie beispielsweise Laden-
-diebstahl, Taschendiebétahl,_Raub[]berfélle auf Kunden, Graffiti-Schmierereien, Beschadigung

der Schaufensterscheiben durch Zerkratzen etc., auch die Sicherung zivilre-chtlichér Schadener-

satzanspruche gegen die Tater some die eﬁektlve Wahrnehmung der elgenen Verkehrssmhe-

rungspﬂlchten Die ausfuhrllche Auﬂlstung der Beklagten im Schrn‘tsatz vom 28 Oktober 2002"‘

(Bl. 64 ff. d. A)) erschelnt dem Gerlcht insoweit im Wesentlichen plausibel und nachvollZiehbar.

Substanziierte Elnwendungen vermag der Klager dagegen nicht zu erheben (§ 138 Abs. 2 in.
Verblndung mit Abs. 3 ZPO) Die nach § 6 b Abs. 1 Nr. 3 BDSG erforderliche Festlegung der.

Uberwachungszwecke ist spatestens durch den Schrlftsatz der Beklagten vom 28. Oktober
2002 nachgeholt Dies erschelnt dem erkennenden Gericht jedenfalls im Rahmen der zivilrecht-

llchen Prufung eines Unterlassungsanspruches ausreichend. Die Vldeouberwachung ist zur Er-

. reichung der genannten Zwecke im Sinne des § 6 b Abs. 1 BDSG ,erforderlich”. Es ist keln Zu-

mutbares milderes Mittel erkennbar, mit dem die Beklagte die verfolgten Zwecke ebenso wirk-

sam erreichen kann. Insbesondere ist der verstarkte Einsatz von Wachpersonal kein solches

‘Mittel, da \aufgrun’d der Grolle des Gebdudekomplexes eine Vielzahl von Wachleuten; die auch

. in Nachtschichten arbeiten miissten, notig ware, um dieselbe Eﬁektivitét der Uberwachung zu

gewahrlelsten Eine 24-stindige Rundumuberwachung des Gebaudekomplexes durch Wach-

‘personal ist der Beklagten schon aus Kostengrunden nicht zumutbar Gerade im Hinblick auf d|e

Strafverfolgung und dle Geltendmachung von zivilrechtlichen Schadenersatzanspruchen ist
zweifelhaft, ob die Aussage eines Wachmannes als' Augenzeuge genauso effektiv |st wie eine
Vldeoaufzelchnung Zu beruckswh’ugen ist namlich, dass sich eine Kamera in ihrer Wahrneh-

mung im Gegensatz zum menschlichen Auge nicht irren kann und eine ldent|f|2|erung des Té-

7

Die nach § 6 b Abs. 1 BDSG gebotene G[]terabwégung kann nur unter WU.rdigung aller Um-
stande des Einzelfalles und durch Beriicksichtigung aller rechtlich, insbesondere auch verfas-

sungsrechtlich geschutzten Positionen der Béteiligten duréhgef[]hrt werden (so schon vor Ein-

fihrung des § 6 b BDSG: BGH, NJW 1995, Seite'1955 1957). Vorliegend streitet fur den Klager

sein Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artlkel 2 Abs. 1in Verbindung mit Artikel
1 Abs. 1 GG), wahrend die Beklagte sich auf ihr Elgentumsrecht bzw inr Recht am eingerichte-

ten und ausgelbten Gewerbebetrleb aus den Artlkeln 12-und 14 GG berufen kann Das verfas- N

sungsmamge Recht auf informationelle Selbstbestimmung verbirgt das Recht des Elnzelnen
sich insbesondere in der Offentllchkelt frei und ungezwungen bewegen zu diirfen, ohne beftirch-
ten zu missen, ungewoll’tium Gegenstand einer Videoiiberwachung gemacht zu werden. Die
betroffenen Grundrechte sind im Rahmen einer praktischen Konkordanz in einen gerechten

. o .
Ausgleich zu bringen. Im Hinblick auf den Kernbereich des Arkadendurchgangs der Friedrich-
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strafle fallt diese Abwégung zu Gunsten des Klagers aus. Ob die schutzwiirdigen Interessen

des Betroffenen bei einer Videoliberwachung im sffentlich zuganglichen Raum dberwiegen, ist

situations- und kontextbezogen zu untersuchen (Bizer in: Simitis, a. a. O., § 6 b Rdnr. 60). Be- ’

ricksichtigt werden muss dabei, ob der tiberwachte DUrchgangsraum rasch durchmessen wer-

|st regelma&g in oﬁentllchen Raumen hoch in denen SICh Menschen typlscherwelse lAnger 7

aufhalten und/oder miteinander kommunizieren (Bizer in: Slmlts, a. a. O., § 6'b Rdnr. 60). Der
Arkadengang in der FriedrichstraRe dient einerseits als Durchgangspassage, andererseits wer-
den Passanten durch die Schaufensteranlage und im AuRenbereich des Eingangs aufgestellte

Verkaufsstande zum Stehenbleiben und Verweilen angeregt. Abhangig von der konkreten Si-

kation kommen. Dies ist deshalb naheliegend, weil die Beklagte unbestritten gelegentlich Ver-

kaufsstande in den Arkaden aufbaut oder Musiker engagiert. Von erheblich belastendem Ge-
wicht ist eine Vldeouberwachung daruber hinaus, wenn sie ununterbrochen einen Raum unter
Kontrolle halt und die Betroﬁenen nicht ausweichen kénnen (vgl. dazu LG Braunschwelg, NJW
1998, 2457, 2458: Bizer |n._S|m|t|s, a-a. 0., § 6 b Rdnr. 64). Die Videoliberwachung der Beklag-

' den kann oder spontan zur sozialen Kommunlkatlon benutzt W|rd Denn dle Schutzbedurfﬂgkeﬂ

- tuation kann es dabei zu einer langeren Aufenthaltsdauer und zur Entfaltung sozialer Kommuni- -

ten findet unstreitig ohne Untevrbrechung statt und die Betroffenen kén'nen' sich nur durch einen -

Wechsel der StralRenseite der Uberwachung entziehen, da der aulerst schmale Gehwégstrei-
fen, der vor den Arkaden liegt, durch Verkehrsschilder versperrt wird. Aufgrund der immer star-

ker zunehmenden Uberwachungsdichte. in Berlin ist es dem Kléager auch nicht zumutbar, die

StraRenseite zu wechseln, da dies anderenfalls - wie der Klager zutreffend formuliert - zu einem . |

‘Zlckzacklauf filhren warde. Die Berucksmhhgung der Tatsache, dass die Arkaden im Elgentum

der Beklagten stehen die Beklagte somit nicht nur einen oﬁentllchen Weg sondern zugleich ihr
E|gentum filmt, rechtfertigt kein anderes Abwégungsergebnis. Denn es darf nicht vernachlaSS|gt
werden dass das Elgentum mit einer Wldmung belastet ist, die das Grundstuck im Bereich der
Arkaden fur die Oﬁentllchkelt zuganglich macht. Die den Eigentuimer privilegierende Rechtspo-
sition, mit seinem Eigentum zu tun und zu lassen wie ihm beliebt (§ 903 BGB), ist im Falle einer

Wldmung stark eingeschrankt. Das hier vertretene Abwéagungsergebnis steht im Gbrigen im

Einklang mlt der rechtlichen Einschétzung des Berliner Datenschutzbeauﬁragten W|e sie in

dessen Schreiben vom 11. August 2003 zum Ausdruck kommt (BI. 232f d. A)

Einé zeitliche Beschrénkuhg des Unterlassungsanspruchs_auf die Dauer der faktis@hen Anv've; B

senheit des Klé&gers im videotiberwachten Bereich der Arkaden kommt nicht in Betracht. Die
Beklagte tragt selbst vor, dass es sich bei der Videoanlage in diesem Bereich nicht um soge-
nannte ,thinking cameras“ d h. solche, die einzelne Personen technlsch erkennen und darauf

entsprechend durch Ausblenden réagieren kénnen, handelt.
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Demgegeniiber kann der Klager nicht verlangen, dass die Beklagte die Videoi]berwachung im

Bereich der Dorotheen- und MittelstraRe sowie in den Randbereichen des Arkadenganges in

der FriedrichstralRe unterldsst. Denn das Recht des Kiagers auf informationelle Selbstbestim-

mung ist insoweit nur unerheblich beeintrachtigt. Der Bildausschnitt der Kameras in der Doro-

diglich ein Meter breiten Streifen, Ag‘emessen ab der Hauswand. Der Klager behauptet. selbst
nicht, diesen Randberelch des Gehweges zu nutzen, so dass die grundrechtllche Relevanz als

.gering zu bewerten ist. Schutzwirdige Interessen werden regelmaRig nicht beruhrt wenn die

~ aufgenommenen Bilder keinen Identifizierung der Personen zulassen (Gola/Schomerus, a. a.

O., § 6 b Rdnr. 19). Es ist davon auszugehen, dass der Klager (und andere Passanten) unter
normalen Umstanden an dem Geb#ude der Beklagten im Bereich der Dorotheen- und Mittel-
stral3e in einem Abstand vorbeilauft, der eine Identifizierung nicht ermc'jglicht‘ Im Einzelfall mag
die Kamera einen Arm, eme Tasche oder eine Schulter einfangen, unwahrschemllch ist es je-
doch, dass das Gesmht des Klagers auf den Aufzeichnungen zu sehen ist. Der Beklagten hin-

gegen ermoghcht eine derarhge Kameraelnstellung Besché&digungen an der Hauswand festzu-

_ stellen und den Tatvorgang aufzuzeichnen. Die Beobachtungsbefugms des Hausrechtsmhabers

und: Grundstuckselgentumers endet zwar grundsétzlich an der Grundstucksgrenze (vgl. BGH
NJW 1995, Seite 1954 1955) Im Elnzelfall muss die BeobachtungsbefugnlsJedoch im gerlngen
Umfang Uber die Grundstucksgrenze hinausgehen durfen und einen Toleranzberelch mitumfas-

sen, wenn dles einer effektiven Uberwachung zum Schutz des Eigentums dient. Insofern tuber-

theen- und Mittelstralle erfasst - wie im Laufe des Verfahrens unstreitig geworden ist - einen le-

zeugt der Vortrag des Beklagten: Es ware nicht nachvollziehbar, wenn zwar dpe Miene des Stif-

tes gefilmt werden darf, die Gber die Hauswand gleitet, jedqch nicht die Person, die den Stift halt
oder auch diejenige Person, die den Deckel einer Steigleitung entwendet. Der von der Beklag-
ten eingestellte Toleranzbereich des Fllmausschmttes von einem Meter ab der Hauswand be-

wegt sich dabei in einem vertretbaren Bere|ch Dies wird auch von dem Berliner- Datenschutz-
beauﬁragten nicht (mehr) beanstandet

Dle vorstehenden Uberlegungen gelten entsprechend fur die Randbereiche des Arkadengan-

ges. Da der Klager nicht vortragt, sich zumindest gelegentllch die Schaufensterauslagen des

Kaufhauses anzusehen und dabei an die Schaufenster naher heranzutreten braucht hier nicht

erortert zu werden, ob unter diesem mdglichen Gesichtspunkt ausnahmsweise ein anderes Ab-

wagungsergebnis angezeigt ist.

' Die beantragte Ordnungsmittelandrohung hat ihre Grundlage in den §§ 890‘Abs. 2,891 ZPO.

c) Ein weitergehender Unterlassungsan‘sprudh des Klé&gers lé§st sich nicht auf den Aspekt der
Verletzung des allgemeinen Personlichkeitsrechts (§ 823 Abs. 1 BGB in Verbindung mit §
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1004 BGB analog) stltzen, da es auch insoweit auf eine Abwagung der beiderseitigen Inter- .
essen nach § 6 b BDSG ankommt. Eine Verletzung des § 31 b des Berliner Datenschutzge-
setzes als Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB scheldet aus, weil sich dlese Vor-
schrift lediglich an ,6ffentliche” Stellen richtet, zu denen dle Beklagte nicht zahlt. Weiterge-

" hende Unterlassungsanspruche nach den §§ 22 ff Kunsturhebergesetz ‘kommen ersichtlich
‘ mcht Betracht

d) Soweit der Klager beanstandet dass dle Beklagte ihre Pﬂlcht zur unverziglichen Datenls-
schung im Sinne des § 6 b Abs. 5 BDSG sowie ihre Verpflichtung zur Vorabkontrolle nach § 4=
d Abs. 5 Bundesdatenschutzgesetz verletzt, lasst sich daraus kein Unterlassungsanspruch '
nach den §§ 823, 1004 BGB (analog) ableiten. Die Vorschrift des § 4 d Abs. 5 BDSG ist weder
ein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB noch ist erkennbar, |nW|ewe|t durch einen
Verstoﬁ gegen diese Vorschrift das allgemeine Personhchkeﬁsrecht des Klagers verletzt sein
soll. Auf elne frihzeitigere Loschung der Vldeodaten gemal § 6 b Abs. 5 BDSG sind die vor-

liegenden Klageantrége nicht gerichtet (§ 308 Abs. 1 ZPO). Auch die Vorschrn‘t des §7 BDSG' ‘
ist kein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB.

2. Eine vollsténdige Beseitigung (Ruckbau) der streltgegenstandllchen Videoanlagen kann der
Klager nicht verlangen. Dabei kann dahlngestellt bleiben, ob der Antrag dés Klagers auf die
Herstellung des fritheren Zustandes und damit auf Schadenersatz im Sinne der §§ 823, 249
BGB abzielt oder es dem Beklagten um die Abstellung der Beeintréchtiguhg durch die techni-
sche Anlage im Sinne des § 1004 Abs 1 BGB geht (vgl. dazu Palandt/Bassenge a. a. 0,8

) 1004 Rdnr. 28). Da die Beklagte, wie unter 1. a) und b) ausgefuhrt berechtlgt ist, dle Randbe-

reiche des Gebaudekomplexes einschlieRlich eines geringen Teils des offentllchen Raumes
durch Videokameras zu uberwachen scheidet ein Beseltlgungsanspruch aus. Dles gilt auch fur
die drei Videokameras im Bereich des Arkadenganges in der FriedrichstraRe, sowelt diese in
rechtsmdnger Weise den Kernbereich erfassen Wle am Beispiel der Dome-Kameras in der
Mittel- und Dorotheenstralle unter Beweis gestellt, ist es mogllch den Kamerausschmtt S0 zu'

wahlen bzw. durch Abdeckung so einzurichten, dass bestimmte Bildausschnitte nlcht mehr
sichtbar smd

3. SchlieBlrich haben die Hilféan’_trége des Klagers keinen Erfolg.
a) Soweit der Klager urspriinglich beantragt hat, die Videokameras so einzurichten, dass eine
Uberwachung der sich auf den offentlichen Gehwegen bewegenden Personen nicht vorge-
nommen werden kann, ist hierftir eine materiell-réchtliche Anspruchsgrundlage nicht er5|cht-

lich. Mit Hilfe des Unterlassungsanspruches aus § 1004 BGB (analog) kann der Klager der
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Bekiagten nicht vorschreiben, welche Mainahmen sie zur Erftillung des Unterlassungsgebo-
teszu treffen hat. Erst recht ergeben Schaderi'ers—atzanSprUche aus den §§ 823, 249 BGB

keine solche Befugnis. Bei dieser Sachlage kommt auch eine Tellhauptsachenerledxgung
" nicht in Betracht.

) SOWGIt der Klager m1t seinem welteren Hllfsantrag dle Beklagte zwmgen w1ll Hmwelsschllder
im Sinne des § 6 b Abs. 2 BDSG anzubrmgen, fehlt es bereits an dem erforderlichen Rechts-
schutzbeddrfnis. Der Klager bedarf eines solchen Hihweisschil-de‘s'm'cht mehr, weil er von deh

tatsachlichen Umstanden positiv Kenhtnis hat.

4. Die.Klageerweiterung hat keinen . Erfolg. Ein Anspruch -auf Beseitig'ung (Rackbau) der

(angeblichen) Punktvideokamera im Bereich der Einfahrt hinter dem Rolltor in der Dorotheen-
straf&e besteht aus den zu oben 2. dargestellten Griinden mcht Daruber hinaus hat der Klager
weder substanznert dargetan noch unter ausreichenden Beweis gestellt dass sich in dlesem

, Beréich uberhaupt eine Punktkamera befmdet

~ Nach alledem war wie aus der Urteilsformel ersichtlich zu entscheiden.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO. Die Entscheidung zur vorl;éuﬁgen Vollstreck-

_barkeit ergibt sich aus den §§ 708 Nr. 11 (zweite Alternative), 711 ZPO.-

Die Berufung war gemaR § 511 Abs. 4 ZPO vorsorglich zuzulaésen Weil der vorliegende Rechts-
streit grundsatzllche Bedeutung hat und darlber hinaus eine Entscheldung des Berufungsgencht;
zur Fortblldung des Rechts erforderlich erscheint.
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. AmtsgerichtMitte -

; “Im Namen des Volkes
g‘ Geschaftsnummer: 16 C 427/02 © Verkiindet am : 18. Dezember 2003
O "i . . -t v . . N . . N . ) .
o : _ : o N
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g ] e
j= R . o , o Beklagte, -
g Prozessbevollméachtigte:;,~ - : oL L e C o
- g -hat das Amtsgericht Mitte, Abteilung 16, im schriftlichen Verfahren gemag § 495 a ZPO mit Schrift-
£ satfzfrist bis zu ' durche ... . . © T 77 7 flir Recht erkannt:
%——— T - oo . : o L LT
@ 1. Die Beklagte wird verurteilt, bei Vermeidung eines fiir jeden Fall der Zuwiderhandlung -
& = vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes in Hohe von bis zu 250.000,00 € oder Ord-
& nungshaft bis zu vier Wochen, die Videoliberwachung mittels der Videokamerasysteme
- (Anzahl:'3) im Bereich des/ ' )

: ] ‘ " zu unterlas-
sen, soweit diese iiber einen 1 Meter breiten Streifen entlang der Schaufen

wie einen 1 Meter breiten Streifen links und rechts de
~darUber befindlichen Luftraums hinausgeht.

r Arkadensiulen einschlieBlich des -
Die weitergehende Klage wird abgewiesen.

N
\

-Die-durch-die:Anrufung des:Land
tragen. Die Gibrigen Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander aufgeloben.
. Das Urteil ist vorldufig vollstreckbar. ,

Die Parteien kdnnen die Vollstreckung durch Sicherheits]
aufgrund des Urteils zu vollstreckenden Betra
dere Partei vor der Vollstreckung Sicherheit i
kenden Betrages leistet. '

W

C eistung in Hohe von 110 % des -
ges abwenden, wenn nicht die jeweils an-
n Hdhe von 110 % des jeweils zu vollstrek-

P

. Die Berufuna wird zuaelassean
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Tatbes‘tand‘,

Der Klager begehrt von der Beklagten die voIIstandlge Beseltlgung, hilfsweise die Besohrankung

eines im AuBenbereloh ihres Kaufhauses mstalllerten Vldeouberwachungssystems

Dle ‘I”Beklagte betrelbt auf dem in 1hrem Elgentum stehenden Grundstuck

. Berlin eln stadtbekanntes Kaufhaus das . ' . Der Gebaudekomplex
grenzt in dstlicher Rlohtung an die Dordtheenstrale und i In westlicher Richtung an die Mittelstrale.

Dle der. FrledrlohstrafBe zugewandte Gebaudefront ist nahezu bis an den Fahrbahnrand vorgezo-.

gen und bildet dort eine passagenar’[lge Uberdachung in Form eines Arkadenganges aus. Dle Fla-

“che des Arkadenganges die ebenfalls im Elgentum der Beklagten steht, ist durch Wldmung zZur

Benutzung durch dle Oﬁ‘entllohkelt bestimmt. Der gesamte Gebaudekomplex wird von aullen mit .
funf Videokameras tiberwacht. Der Bere:ch der Arkaden in der Frlednchstra&e w1rd durch eine .

- zentral_ lnstalllerte Dome— und zwei konventlonelle Vldeokameras der Berelch der l\/llttel und Doro—

ihrer technlsohen Ausstattung 360 Grad Rundumaufnahmen da sie uber einen elekirisch ansteu— '
erbaren dreh-, schwenk- und klppbaren Filmkopf verfugen Die drel. Videokameras in dem Arka-- |
denbereioh der- FrledrlohstrafBe erfassen die gesamte Innenflache der. Arkaden Die belden Dome- '
Kameras. 1n der Mittel- und Dorotheenstraf&e hat die Beklagte 1m Verlauf des Rechtsstreits S0 ein- .
' gerlohtet dass die jewellige GebaudeauBenwand und ein ca. ein Meter breiter Stre:fen des Geh—
' weges ab derjeweillgen Gebaudeauf&enkante als Fllmaussohmtt erfasst wird. Die Vldeoaufzeloh— .'

4 nungen l&sst die Beklagte nach Ablauf von sieben Tagen I8schen. Der Klager ist aufgrund seiner .

berufhchen Tatlgkelt als freier Journallst hauﬂg im Bezwk Mitte zu FuR unterwegs wobei er tags-

l uber pro Jahr 70 bis 80 mal und abends funf bis sechs mal im Monat das Gebaude der Beklagten
pasmert ‘

- Der Klager behauptet, dass ihn die Kamerauberwachung, zu der auRerdem eine sog. Punk’Mdeo--

kamera hinter dem Rolltor der Emfahrt Dorotheenstrae gehére, daran hindere, den &ffentlichen

Raum unbefangen und fre: von Uberwachunasdruok Zu nutzen: Er meint, die Uberwaohung verlet-

ze ihn in unzulassiger Welse in seinem Recht auf 1nformatlonelle Selbstbestimmung. Eine Vldeo-

uberwachung des oﬁentllohen StrafBenraums sel sohleohthm UnZU|aSSIg und ‘aus naher dargeleg-.

theenstraBe jeweils durch eine Dome-Kamera Uberwacht. Dome- Kameras ermogllohen aufgrund . .

sei ihm nicht zuzumuten, auf die jeweils andere StraRenseite zu wechseln, um daduroh der Video-

» uberwachung zu entgehen Aufgrund der zunehmenden Ubervvaohungsdlchte durch Vdeokame—
" ras im Bezirk Mitte mUsse er sich ansonsten im Zi ckzack bewegen und dabei erhebliche Umwege E
. und Zeitverluste in Kauf nehmen Er meint, die Hmwexssohllder der Beklagten wiirden - sowelt vor-
, handen nicht den Vorgaben des§6b Abs. 2 BDSG gentigen.'
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Nach Rucknahme seines Vollstreckungsschutzantrages beantragt der Klager nunmehr,

1. die Beklagte bei Vermeidung eines. Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 € ersatzweise

Ordnungshaft bis 2u vier Wochen 2u verur’[ellen die Uberwachung mlttels der Vldeo-

'kamerasysteme im Durchgang Fnednchstraf&e 90 10117 Berlin (Anzahl 3) sowie in der o

DorotheenstraBe (Anzahl: eine Anlage) und in der MittelstraRe (Anzahl: eine Anlage), zu

unterlassen;

2. die Beklagte zu verurteilen, die Uber dem offentlichen Gehweg befindlichen Videokame-
rasysteme im Durchgang FriedrichstraRe 90, 10117 Berlin (Anzahl: 3) sowie die tber
- den offentlichen Gehwegen Dorotheenstralle und MittelstraRe (Anzahl: je eine soge-

nannte Dome-Kamera) befindlichen Vldeokamerasysteme zu beseitigen (durch Ricks -
bau), hilfsweise,

a) die Beklagte zu veruﬁeileh die an ihrem Gebaude im Afkadendurchgang Friedrich-
straf&e 90, 10117 Berlin angebrachten Videokameras (Anzahl 3) sowie die von der
'uber den Gehwegen der angrenzenden Dorotheenstraie sowie der Mlttelstral&e an-
gebrachten Kameras (Anzahl je eine sogenannte Dome-Kamera) so elnzurlchten
dass eine Uberwachung der SICh auf den offentlichen Gehwegen bewegenden Per-

sonen nicht vorgenommen werden kann.

b) die Beklagte zu verurteilen, auf den tatsachlichen Umfang der vorgenommenen

Uberwachung durch Beschllderung deutllch sichtbar hinzuweisen.

3. ,,zuéé_tzlich“ hinsichtlich des Hilfsantrages zu Ziffer 2. festzustellén, dass sich der
Rechtsstreit durch die Verringerung des Blickwinkels der Dome-Kamera auf einen etwa:
einen Meter breiten Streifen in der MittelstraRe und durch die Verringerung des Blick-,
winkels der Dome-Kamera in der Dorotheenstrale allein auf den FuRgangerweg teilwei-

se erledigt hat;

4. die Beklégte zu verurteilen, das hin_tér' dem Rolltor der Einfahi‘t Dorotheenstra3e befind-
liche Videosystem (eine sogenannte Punktkamera) zu beseitigen (durch Ruckbau).

Dig Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.
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D|e Beklagte halt sowohl die urspriingliche als auch die aktuelle Form der Vldeouberwachung far

fzv
-

zuIaSS|g, weil sie beispielsweise. zur Vorbeugung gegen Ladendlebstahl Uberfalle auf Kunden B

Handtaschendiebstahl, Graffiti-Schmierereien und Beschadigung der Schaufensterscheiben durch

Zerkratzen diene. D|e Vorgaben des Berliner Datenschutzbeauftragten selen mit Ausnahme der

V|deouberwachung im Bereich des Arkadenganges die sie nach W|e vor aus naher dargeleg’ren o

Grinden fur zul&ssig erachte, erfllt.

Wegen der weiteren Einzelheifen des Sach- und Streitstandes wird auf die Schriftsatze der Partei-
en nebst Anlagen Bezug genommen. Des weiteren wird auf die Schreiben dee Berliner Daten-
schuizbeauftragten vom 19. August 2003 nebst Anlage sowie vom 05. September 2003 Bezug
genommen (Bl. 231 - 235 d. A.). '

Entscheidungsgriinde

Die Klage ist zuiéssig und teilweise ,be'grE]ndet.

- Die sachliche Zustandigkeit des Amfsgerichts Mitte steht aufgrund der bindenden Wirkung des |
Verwelsungsbeschlusses des Landgerichts Berlin fest (§ 281 Abs. 2 Satz 4 ZPO). Eine etwaige
'nachtragllche objektive Klagenhaufung bzw. Klageerweiterung sowie die Klageerwelterung des

Schriftsatzes des Klagers vom 10. September 2003 (BI 193; Bl. 241 d.:A.) sind als zulassig zu

behandeln we|I sich die Beklagte darauf rligelos elngelassen hat (§ 267 ZPO). Entsprechendes :

gilt far die Anordnung des schriftlichen Verfahrens gemaRk § 495 a ZPO durch Beschluss vom 2.

‘Oktober 2003 Die infolge der Klageerweiterungen fehlenden Voraussetzungen des § 495 a ZPO
"haben die Partelen in ihren nachfolgenden Schriftsatzen nicht gertgt (§ 295 Abs. 1 ZPO; ng auch

Zéller/Greger, ZPO-Komm., 24. Aufl. § 295 Rn. 8).

“Gegen die Prozessfiihrungsbefugnis des Klagers bestehen keine Bedenken Er macht nicht in

unzuIaSS|ger Weise Rechte der AIIgemelnhelt bzw. des Berlmer Datenschutzbeauftragten geltend.
Vielmehr behauptet der Klager, durch Art und Umfang der beanstandeten Vldeouberwachung in

seinem Grundrecht auf mformatlonelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs 1in Verblndung mit Arti-

kel 1 Abs. 1 GG) und damit in seinem allgemeinen Persénlichkeitsrecht gemalk § 823 Abs. 1 BGB

verletzt zu sein, wenn und soweit ihn sein Weg durch den uberwachten Bereich fiihrt. Das Vor-

bringen des Klagers l&sst es als moglich erschienen, dass er insoweit |n selnen subjektiven Rech-
. i
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ten verletzt ist. Dies gentigt fur die Annahme der Prozessfuhrungsbefugnis als Zulassigkeitsvor-

-aussetzung fir die Klage.

1%

1. Der Klager kann von der Beklagten verlangen dass sie dle Vldeouberwachung im Kernberelch

des Arkadenganges in der Friedrichstrale unterlasst. Der Unterlassungsanspruch ergibt sich
aus dem Gesmhtspunkt einer Schutzgesetzverletzung gemaR den §§ 823 Abs. 2, 1004 Abs. 1
(analog) BGB in Verblndung mit § 6 b Bundesdatenschutzgesetz. Nach § 6 b Abs. 1 BDSG |st

- die Beobachtung oﬁentlllch zugénglicher R&ume mit optisch-elektronischen Einrichtungen

(Videolberwachung) nur zuldssig, soweit sie zur‘Wahrnehmung des Hausrechts'ode'r zur

Wahrnehmung berechtigter Interessen fiir konkret festgelegte Zwecke erforderllch ist und kelne

Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwurdlge Interessen der Betroffenen ubervwegen Dlese

Vorschrift ist als Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB zu verstehen. Schutzgesetz ist

jede Norm, die gerade (auch) dazu dienen soll, den Einzelnen oder einzelne Personenkreise -

gegen die Verletzung elnes ihrer Rechtsgiter zu schitzen. Dass sie daneben (auch) andere

Ziele, z. B. den Schutz der Allgemeinheit verfolgt, schadet nicht (Palandt/Sprau, BGB-

fallt.

Im Kernbereich des Arkadendurchganges FrledrlchstraBe ist die Vldeouberwachung rechtswid-
rig, weil schutzwurdlge Interessen des Klagers ubervwegen Anders als der Kl&ger meint, ist der
Anwendungsberelch des § 6 b Abs. 1 BDSG eroffnet. Der Arkadengang ist ein offentlich zu-
génglicher Raum im Sinne dieser Vorschrlft Darunter sind umbaute Flachen zu verstehen d|e
ihrem Zweck nach dazu bestimmt smd von einer unbestlmmten Zahl oder nur nach allgemelnen
Merkmalen bestlmmten Personen betreten und genutzt zu werden. MaBgebhch far den Begriff
des Raumes in § 6 b BDSG ist, dass der Betroﬁene nur uber begrenzte Mogllchkelten verflgt,
der’ Vldeouberwachung auszuwelchen Unter diesem Gesmhtspunkt kénnen Raume auch au-
- Berhalb von Gebé&uden liegen, wenn sie nur umgrenzt sind. Daher fallen auch &ffentliche Stra-
Ren, Wege und Ladenpassagen unter die gesetzllche Regelung (vgl. Bizer in: Simitis, BDSG-

Kommentar, 5. Auflage, § 6 b Rdnr 41 Gola/Schomerus BDSG Kommentar 7 Auﬂage §6 b
:.Rdnr 9) '

Die Vldeouberwachung der Beklagten ist zur Wahrnehmung ihres Hausrechts sowie zur Wahr-
nehmung berechtigter lnteressen far konkret festgelegte Zwecke im Sinne des § 6 b Abs. 1 Nr.
2 und 3 BDSG erforderlich. Unstreitig steht der Arkadengang im Eigentum der Beklagten. Sie

. o )
verflgt insoweit tiber das Hausrecht in diesem Bereich. Ferner hat die Beklagte berechtigte In-
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teressen substanziiert dargeiegt, die sie mit der Videotiberwachung wahrnimmt. Dies sind ne-
ben der préventiven Verhinderung und Verfolgung von Straftaten, wie beispielsweise Laden-
-diebstahl, Taschendiebétahl,_Raub[]berfélle auf Kunden, Graffiti-Schmierereien, Beschadigung

der Schaufensterscheiben durch Zerkratzen etc., auch die Sicherung zivilre-chtlichér Schadener-

satzanspruche gegen die Tater some die eﬁektlve Wahrnehmung der elgenen Verkehrssmhe-

rungspﬂlchten Die ausfuhrllche Auﬂlstung der Beklagten im Schrn‘tsatz vom 28 Oktober 2002"‘

(Bl. 64 ff. d. A)) erschelnt dem Gerlcht insoweit im Wesentlichen plausibel und nachvollZiehbar.

Substanziierte Elnwendungen vermag der Klager dagegen nicht zu erheben (§ 138 Abs. 2 in.
Verblndung mit Abs. 3 ZPO) Die nach § 6 b Abs. 1 Nr. 3 BDSG erforderliche Festlegung der.

Uberwachungszwecke ist spatestens durch den Schrlftsatz der Beklagten vom 28. Oktober
2002 nachgeholt Dies erschelnt dem erkennenden Gericht jedenfalls im Rahmen der zivilrecht-

llchen Prufung eines Unterlassungsanspruches ausreichend. Die Vldeouberwachung ist zur Er-

. reichung der genannten Zwecke im Sinne des § 6 b Abs. 1 BDSG ,erforderlich”. Es ist keln Zu-

mutbares milderes Mittel erkennbar, mit dem die Beklagte die verfolgten Zwecke ebenso wirk-

sam erreichen kann. Insbesondere ist der verstarkte Einsatz von Wachpersonal kein solches

‘Mittel, da \aufgrun’d der Grolle des Gebdudekomplexes eine Vielzahl von Wachleuten; die auch

. in Nachtschichten arbeiten miissten, notig ware, um dieselbe Eﬁektivitét der Uberwachung zu

gewahrlelsten Eine 24-stindige Rundumuberwachung des Gebaudekomplexes durch Wach-

‘personal ist der Beklagten schon aus Kostengrunden nicht zumutbar Gerade im Hinblick auf d|e

Strafverfolgung und dle Geltendmachung von zivilrechtlichen Schadenersatzanspruchen ist
zweifelhaft, ob die Aussage eines Wachmannes als' Augenzeuge genauso effektiv |st wie eine
Vldeoaufzelchnung Zu beruckswh’ugen ist namlich, dass sich eine Kamera in ihrer Wahrneh-

mung im Gegensatz zum menschlichen Auge nicht irren kann und eine ldent|f|2|erung des Té-

7

Die nach § 6 b Abs. 1 BDSG gebotene G[]terabwégung kann nur unter WU.rdigung aller Um-
stande des Einzelfalles und durch Beriicksichtigung aller rechtlich, insbesondere auch verfas-

sungsrechtlich geschutzten Positionen der Béteiligten duréhgef[]hrt werden (so schon vor Ein-

fihrung des § 6 b BDSG: BGH, NJW 1995, Seite'1955 1957). Vorliegend streitet fur den Klager

sein Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artlkel 2 Abs. 1in Verbindung mit Artikel
1 Abs. 1 GG), wahrend die Beklagte sich auf ihr Elgentumsrecht bzw inr Recht am eingerichte-

ten und ausgelbten Gewerbebetrleb aus den Artlkeln 12-und 14 GG berufen kann Das verfas- N

sungsmamge Recht auf informationelle Selbstbestimmung verbirgt das Recht des Elnzelnen
sich insbesondere in der Offentllchkelt frei und ungezwungen bewegen zu diirfen, ohne beftirch-
ten zu missen, ungewoll’tium Gegenstand einer Videoiiberwachung gemacht zu werden. Die
betroffenen Grundrechte sind im Rahmen einer praktischen Konkordanz in einen gerechten

. o .
Ausgleich zu bringen. Im Hinblick auf den Kernbereich des Arkadendurchgangs der Friedrich-
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strafle fallt diese Abwégung zu Gunsten des Klagers aus. Ob die schutzwiirdigen Interessen

des Betroffenen bei einer Videoliberwachung im sffentlich zuganglichen Raum dberwiegen, ist

situations- und kontextbezogen zu untersuchen (Bizer in: Simitis, a. a. O., § 6 b Rdnr. 60). Be- ’

ricksichtigt werden muss dabei, ob der tiberwachte DUrchgangsraum rasch durchmessen wer-

|st regelma&g in oﬁentllchen Raumen hoch in denen SICh Menschen typlscherwelse lAnger 7

aufhalten und/oder miteinander kommunizieren (Bizer in: Slmlts, a. a. O., § 6'b Rdnr. 60). Der
Arkadengang in der FriedrichstraRe dient einerseits als Durchgangspassage, andererseits wer-
den Passanten durch die Schaufensteranlage und im AuRenbereich des Eingangs aufgestellte

Verkaufsstande zum Stehenbleiben und Verweilen angeregt. Abhangig von der konkreten Si-

kation kommen. Dies ist deshalb naheliegend, weil die Beklagte unbestritten gelegentlich Ver-

kaufsstande in den Arkaden aufbaut oder Musiker engagiert. Von erheblich belastendem Ge-
wicht ist eine Vldeouberwachung daruber hinaus, wenn sie ununterbrochen einen Raum unter
Kontrolle halt und die Betroﬁenen nicht ausweichen kénnen (vgl. dazu LG Braunschwelg, NJW
1998, 2457, 2458: Bizer |n._S|m|t|s, a-a. 0., § 6 b Rdnr. 64). Die Videoliberwachung der Beklag-

' den kann oder spontan zur sozialen Kommunlkatlon benutzt W|rd Denn dle Schutzbedurfﬂgkeﬂ

- tuation kann es dabei zu einer langeren Aufenthaltsdauer und zur Entfaltung sozialer Kommuni- -

ten findet unstreitig ohne Untevrbrechung statt und die Betroffenen kén'nen' sich nur durch einen -

Wechsel der StralRenseite der Uberwachung entziehen, da der aulerst schmale Gehwégstrei-
fen, der vor den Arkaden liegt, durch Verkehrsschilder versperrt wird. Aufgrund der immer star-

ker zunehmenden Uberwachungsdichte. in Berlin ist es dem Kléager auch nicht zumutbar, die

StraRenseite zu wechseln, da dies anderenfalls - wie der Klager zutreffend formuliert - zu einem . |

‘Zlckzacklauf filhren warde. Die Berucksmhhgung der Tatsache, dass die Arkaden im Elgentum

der Beklagten stehen die Beklagte somit nicht nur einen oﬁentllchen Weg sondern zugleich ihr
E|gentum filmt, rechtfertigt kein anderes Abwégungsergebnis. Denn es darf nicht vernachlaSS|gt
werden dass das Elgentum mit einer Wldmung belastet ist, die das Grundstuck im Bereich der
Arkaden fur die Oﬁentllchkelt zuganglich macht. Die den Eigentuimer privilegierende Rechtspo-
sition, mit seinem Eigentum zu tun und zu lassen wie ihm beliebt (§ 903 BGB), ist im Falle einer

Wldmung stark eingeschrankt. Das hier vertretene Abwéagungsergebnis steht im Gbrigen im

Einklang mlt der rechtlichen Einschétzung des Berliner Datenschutzbeauﬁragten W|e sie in

dessen Schreiben vom 11. August 2003 zum Ausdruck kommt (BI. 232f d. A)

Einé zeitliche Beschrénkuhg des Unterlassungsanspruchs_auf die Dauer der faktis@hen Anv've; B

senheit des Klé&gers im videotiberwachten Bereich der Arkaden kommt nicht in Betracht. Die
Beklagte tragt selbst vor, dass es sich bei der Videoanlage in diesem Bereich nicht um soge-
nannte ,thinking cameras“ d h. solche, die einzelne Personen technlsch erkennen und darauf

entsprechend durch Ausblenden réagieren kénnen, handelt.
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Demgegeniiber kann der Klager nicht verlangen, dass die Beklagte die Videoi]berwachung im

Bereich der Dorotheen- und MittelstraRe sowie in den Randbereichen des Arkadenganges in

der FriedrichstralRe unterldsst. Denn das Recht des Kiagers auf informationelle Selbstbestim-

mung ist insoweit nur unerheblich beeintrachtigt. Der Bildausschnitt der Kameras in der Doro-

diglich ein Meter breiten Streifen, Ag‘emessen ab der Hauswand. Der Klager behauptet. selbst
nicht, diesen Randberelch des Gehweges zu nutzen, so dass die grundrechtllche Relevanz als

.gering zu bewerten ist. Schutzwirdige Interessen werden regelmaRig nicht beruhrt wenn die

~ aufgenommenen Bilder keinen Identifizierung der Personen zulassen (Gola/Schomerus, a. a.

O., § 6 b Rdnr. 19). Es ist davon auszugehen, dass der Klager (und andere Passanten) unter
normalen Umstanden an dem Geb#ude der Beklagten im Bereich der Dorotheen- und Mittel-
stral3e in einem Abstand vorbeilauft, der eine Identifizierung nicht ermc'jglicht‘ Im Einzelfall mag
die Kamera einen Arm, eme Tasche oder eine Schulter einfangen, unwahrschemllch ist es je-
doch, dass das Gesmht des Klagers auf den Aufzeichnungen zu sehen ist. Der Beklagten hin-

gegen ermoghcht eine derarhge Kameraelnstellung Besché&digungen an der Hauswand festzu-

_ stellen und den Tatvorgang aufzuzeichnen. Die Beobachtungsbefugms des Hausrechtsmhabers

und: Grundstuckselgentumers endet zwar grundsétzlich an der Grundstucksgrenze (vgl. BGH
NJW 1995, Seite 1954 1955) Im Elnzelfall muss die BeobachtungsbefugnlsJedoch im gerlngen
Umfang Uber die Grundstucksgrenze hinausgehen durfen und einen Toleranzberelch mitumfas-

sen, wenn dles einer effektiven Uberwachung zum Schutz des Eigentums dient. Insofern tuber-

theen- und Mittelstralle erfasst - wie im Laufe des Verfahrens unstreitig geworden ist - einen le-

zeugt der Vortrag des Beklagten: Es ware nicht nachvollziehbar, wenn zwar dpe Miene des Stif-

tes gefilmt werden darf, die Gber die Hauswand gleitet, jedqch nicht die Person, die den Stift halt
oder auch diejenige Person, die den Deckel einer Steigleitung entwendet. Der von der Beklag-
ten eingestellte Toleranzbereich des Fllmausschmttes von einem Meter ab der Hauswand be-

wegt sich dabei in einem vertretbaren Bere|ch Dies wird auch von dem Berliner- Datenschutz-
beauﬁragten nicht (mehr) beanstandet

Dle vorstehenden Uberlegungen gelten entsprechend fur die Randbereiche des Arkadengan-

ges. Da der Klager nicht vortragt, sich zumindest gelegentllch die Schaufensterauslagen des

Kaufhauses anzusehen und dabei an die Schaufenster naher heranzutreten braucht hier nicht

erortert zu werden, ob unter diesem mdglichen Gesichtspunkt ausnahmsweise ein anderes Ab-

wagungsergebnis angezeigt ist.

' Die beantragte Ordnungsmittelandrohung hat ihre Grundlage in den §§ 890‘Abs. 2,891 ZPO.

c) Ein weitergehender Unterlassungsan‘sprudh des Klé&gers lé§st sich nicht auf den Aspekt der
Verletzung des allgemeinen Personlichkeitsrechts (§ 823 Abs. 1 BGB in Verbindung mit §
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1004 BGB analog) stltzen, da es auch insoweit auf eine Abwagung der beiderseitigen Inter- .
essen nach § 6 b BDSG ankommt. Eine Verletzung des § 31 b des Berliner Datenschutzge-
setzes als Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB scheldet aus, weil sich dlese Vor-
schrift lediglich an ,6ffentliche” Stellen richtet, zu denen dle Beklagte nicht zahlt. Weiterge-

" hende Unterlassungsanspruche nach den §§ 22 ff Kunsturhebergesetz ‘kommen ersichtlich
‘ mcht Betracht

d) Soweit der Klager beanstandet dass dle Beklagte ihre Pﬂlcht zur unverziglichen Datenls-
schung im Sinne des § 6 b Abs. 5 BDSG sowie ihre Verpflichtung zur Vorabkontrolle nach § 4=
d Abs. 5 Bundesdatenschutzgesetz verletzt, lasst sich daraus kein Unterlassungsanspruch '
nach den §§ 823, 1004 BGB (analog) ableiten. Die Vorschrift des § 4 d Abs. 5 BDSG ist weder
ein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB noch ist erkennbar, |nW|ewe|t durch einen
Verstoﬁ gegen diese Vorschrift das allgemeine Personhchkeﬁsrecht des Klagers verletzt sein
soll. Auf elne frihzeitigere Loschung der Vldeodaten gemal § 6 b Abs. 5 BDSG sind die vor-

liegenden Klageantrége nicht gerichtet (§ 308 Abs. 1 ZPO). Auch die Vorschrn‘t des §7 BDSG' ‘
ist kein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB.

2. Eine vollsténdige Beseitigung (Ruckbau) der streltgegenstandllchen Videoanlagen kann der
Klager nicht verlangen. Dabei kann dahlngestellt bleiben, ob der Antrag dés Klagers auf die
Herstellung des fritheren Zustandes und damit auf Schadenersatz im Sinne der §§ 823, 249
BGB abzielt oder es dem Beklagten um die Abstellung der Beeintréchtiguhg durch die techni-
sche Anlage im Sinne des § 1004 Abs 1 BGB geht (vgl. dazu Palandt/Bassenge a. a. 0,8

) 1004 Rdnr. 28). Da die Beklagte, wie unter 1. a) und b) ausgefuhrt berechtlgt ist, dle Randbe-

reiche des Gebaudekomplexes einschlieRlich eines geringen Teils des offentllchen Raumes
durch Videokameras zu uberwachen scheidet ein Beseltlgungsanspruch aus. Dles gilt auch fur
die drei Videokameras im Bereich des Arkadenganges in der FriedrichstraRe, sowelt diese in
rechtsmdnger Weise den Kernbereich erfassen Wle am Beispiel der Dome-Kameras in der
Mittel- und Dorotheenstralle unter Beweis gestellt, ist es mogllch den Kamerausschmtt S0 zu'

wahlen bzw. durch Abdeckung so einzurichten, dass bestimmte Bildausschnitte nlcht mehr
sichtbar smd

3. SchlieBlrich haben die Hilféan’_trége des Klagers keinen Erfolg.
a) Soweit der Klager urspriinglich beantragt hat, die Videokameras so einzurichten, dass eine
Uberwachung der sich auf den offentlichen Gehwegen bewegenden Personen nicht vorge-
nommen werden kann, ist hierftir eine materiell-réchtliche Anspruchsgrundlage nicht er5|cht-

lich. Mit Hilfe des Unterlassungsanspruches aus § 1004 BGB (analog) kann der Klager der
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Bekiagten nicht vorschreiben, welche Mainahmen sie zur Erftillung des Unterlassungsgebo-
teszu treffen hat. Erst recht ergeben Schaderi'ers—atzanSprUche aus den §§ 823, 249 BGB

keine solche Befugnis. Bei dieser Sachlage kommt auch eine Tellhauptsachenerledxgung
" nicht in Betracht.

) SOWGIt der Klager m1t seinem welteren Hllfsantrag dle Beklagte zwmgen w1ll Hmwelsschllder
im Sinne des § 6 b Abs. 2 BDSG anzubrmgen, fehlt es bereits an dem erforderlichen Rechts-
schutzbeddrfnis. Der Klager bedarf eines solchen Hihweisschil-de‘s'm'cht mehr, weil er von deh

tatsachlichen Umstanden positiv Kenhtnis hat.

4. Die.Klageerweiterung hat keinen . Erfolg. Ein Anspruch -auf Beseitig'ung (Rackbau) der

(angeblichen) Punktvideokamera im Bereich der Einfahrt hinter dem Rolltor in der Dorotheen-
straf&e besteht aus den zu oben 2. dargestellten Griinden mcht Daruber hinaus hat der Klager
weder substanznert dargetan noch unter ausreichenden Beweis gestellt dass sich in dlesem

, Beréich uberhaupt eine Punktkamera befmdet

~ Nach alledem war wie aus der Urteilsformel ersichtlich zu entscheiden.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO. Die Entscheidung zur vorl;éuﬁgen Vollstreck-

_barkeit ergibt sich aus den §§ 708 Nr. 11 (zweite Alternative), 711 ZPO.-

Die Berufung war gemaR § 511 Abs. 4 ZPO vorsorglich zuzulaésen Weil der vorliegende Rechts-
streit grundsatzllche Bedeutung hat und darlber hinaus eine Entscheldung des Berufungsgencht;
zur Fortblldung des Rechts erforderlich erscheint.
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